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Der Heimatdienſt 


; Die neuen Richtlinien für die vorſtädtiſche Kleinſiedlung 


Von Reichsarbeitsminifter Franz Seldte 


Die vorſtädtiſche Kleinſiedlung hat wie keine andere wirt⸗ 
ſchaftliche Maßnahme der Reichsregierung aus den letzten 
Jahren die öffentliche Meinung beſchäftigt; an guter und 
ſchlechter Kritik hat es nicht gefehlt. Man wird heute — zu 
Beginn des dritten Bauabſchnitts — feſtſtellen dürfen, daß 
ſich Gedanke und Siel dieſer Art Siedlung durchgeſetzt haben. 
Auch ich bekenne mich zu ihr. Gewiß bin ich mir darüber 
klar, daß die vorſtädtiſche Kleinſiedlung nicht das Allheil⸗ 
mittel unſerer furchtbaren Arbeitsloſennot iſt, daß ſie ins⸗ 
beſondere nicht die landwirtſchaftliche Vollerwerbsſiedlung 
erſetzen kann. Aber ſie iſt deren notwendige Ergänzung. Da⸗ 
mit ſind die Begrenzung und die beſondere Aufgabe der Klein⸗ 
ſiedlung angedeutet. Dieſe ſoll zunächſt einmal dem Arbeits⸗ 
loſen Gelegenheit geben, ſeine brachliegende Arbeitskraft zum 
Bau eines Eigenheimes und zur Befriedigung eines Teils 
ſeiner Lebensbedürfniſſe zu verwenden und ſo die öffentliche 
Fürſorge zu entlaſten. Sie foll aber denen helfen, die hilfs- 
bedürftig ſind und deshalb Arbeitsloſen⸗ oder Wohlfahrts⸗ 
unterſtützung beziehen, insbeſondere auch unſeren Kriegs- 
opfern und den Sozialrentnern. Bei dem Rückgang des 


Renteneintommens in den letzten Jahren droht gerade den 


letztgenannten Schichten unſeres Volkes eine weitere Ver⸗ 
elendung. Die vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung kann hier einen 
Ausgleich ſchaffen. Darüber 
hinaus muß ſich die vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlung noch 
ein weiteres Ziel ſtecken: fie 
muß dazu beitragen, die Ar⸗ 
beiterſchaft der Städte mehr 
als bisher mit dem Grund 
und Boden zu verbinden und 
die Konjunkturempfindlichkeit 
des Induſtriearbeiters abzu⸗ 
ſchwächen. Darin liegt eines 
der ſchwerſten Probleme, die 
wir innenpolitiſch löſen müſ⸗ 
fen. Alle Derfuche, die Arbei⸗ 
terſchaft in der Nähe der Be⸗ 
triebe anzuſiedeln und nur 
noch mit verkürzter Arbeits⸗ 
zeit in der Fabrik zu beſchäfti⸗ 
gen, damit ſie ihre noch freie 


Arbeitskraft der Beſtellung ihres Siedlungsgrundſtückes widmen 


können, ſind zu begrüßen und nachdrücklich zu fördern. Der 
Arbeiter kann ſo vielfach einen großen Teil ſeines notwen⸗ 
digſten Nahrungsmittelbedarfs ſelbſt ergänzen; er wird dann 
weniger von Lohnſenkungen oder zeitweiſen Stillegungen ge⸗ 
troffen. Das Durchhalten in ſchweren Kriſenzeiten wird ihm 
fühlbar erleichtert. Die Beſitzformen, die ſich in vielen Teilen 
Deutſchlands, insbeſondere im Südweſten, aus dem vorigen 
Jahrhundert erhalten haben, beſtätigen die Richtigkeit dieſer 
Anſicht. Ich bin mir darüber klar, daß es ſich hier um ein 
Siel handelt, das erſt in vielen Jahren erreicht werden kann. 
Denn ein ſolcher Umſtellungsprozeß erfordert viel Kapital 
und Seit. Aber das darf nicht hindern, das Siel aufzuzeigen 
und es in feiner wahren Bedeutung für Staat und Volk zu 
erkennen. Auf dieſe Weiſe kann es gelingen, eine Auf⸗ 
lockerung der Induſtriebezirke zu erreichen, die ungeſunde 
Maffierung von Arbeitskräften in den Großſtädten wieder 
rückgängig zu machen und eine geſunde Miſchung von Land⸗ 
wirtſchaft und Induſtrie über das ganze Reih hin zu er- 
zielen. Es iſt auch ſtaatspolitiſch ſehr bedeutſam, auf dieſe 
Art und Weiſe den Induſtriearbeiter bodenſtändig zu machen. 
Durch die Beſtellung eines Teils des Heimatbodens wird der 
Arbeiter mehr als bisher in ein unmittelbares Derhältnis 
zum Staat gebracht. 
auch verantwortlicher für das Wohl des Ganzen. 

Auch für die Zukunft des Wohnungsweſens ſcheint mir 
die vorſtädtiſche Kleinſiedlung bedeutſam zu ſein. Die Seiten 
des teuren Kleinwohnungsbaues der Nachkriegszeit müſſen 
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Stadtrandſiedlung in Sebnitz i. Sa. 


Sobald er Eigentum beſitzt, fühlt er ſich 


endgültig vorüber ſein. Es hat keinen Sinn gehabt, Woh⸗ 
nungen zu bauen, die die große Maſſe der Bevölkerung nicht 
bezahlen kann. Die Kleinſiedlung dagegen bietet eine aus⸗ 
reichende, geſunde und billige Familienheimſtätte. Die Er- 
kenntnis des Notwendigen ſetzt ſich auch auf dem Gebiete des 
Wohnungsbaues immer mehr durch. Deshalb wird dem be- 
ſcheidenen Eigenheim die Zukunft gehören. 

Von dieſen Gedanken ausgehend, habe ich mich für die 
Fortführung der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung auch in der 
kommenden Seit eingeſetzt und dabei die Zuſtimmung des 
Kabinetts gefunden. Aus den vom Reich bisher zur Der- 
fügung geſtellten Mitteln wurden über 26 000 Kleinfiedler- 
ſtellen errichtet, dazu kommen noch über 78000 Kleingärten 
für Erwerbsloſe. Es hat ſich ermöglichen laſſen, weitere 
10 Millionen Rm. aus Haushaltsmitteln und 40 Mil- 


lionen Rm. aus den Mitteln bereitzuſtellen, die dem Reichs⸗ 


kommiſſar für Arbeitsbeſchaffung zur Derfügung ſtehen. 
Damit können weitere rd. 20 000 Stellen errichtet werden. 
Mißt man dieſe Zahlen an dem Millionenheer der Arbeits- 
loſen, dann ſcheinen ſie allerdings gering zu ſein. Will 
man aber die Zahl der errichteten und noch zu errichtenden 
Siedlerſtellen richtig werten, dann muß man davon ausgehen, 
daß die bisherigen Maß⸗ 
nahmen erſt einen Anfang 
darſtellen und auf lange Sicht 
weitergeführt werden müſſen. 

Ich habe die Bereit⸗ 
ſtellung neuer Mittel zum 
Anlaß genommen, die bis⸗ 
herigen Richtlinien für die 
Durchführung der vorſtädti⸗ 
ſchen Kleinſiedlung und die 
ergänzenden Dorſchriften ent⸗ 
ſprechend den bisher ge⸗ 
machten Erfahrungen abzu⸗ 
ändern. Anderungen ſind je⸗ 
doch nur inſoweit erfolgt, als 
dies unbedingt notwendig er⸗ 
ſchien. 

Naturgemäß wurde bei 
Beginn der vorſtädtiſchen 
Kleinfiedlung der Frage der 
E techniſchen Erſtellung das 
größte Augenmerk zugewandt. Nachdem die Fragen der Bauart, 
der Bauweiſe uſw. gelöſt ſind, müſſen nunmehr die Fragen der 
Wirtſchaftlichkeit des Siedlungsbetriebes und der Sicherung 
der Exiſtenz des Siedlers beſonders betont werden. Da die 
Kleinſiedlungen in der Regel keine volle Exiſtenzgrundlage 
bieten können, ſind ſie nur da zuläſſig, wo Ausſicht beſteht, 
daß der Siedler bei Beſſerung des Arbeitsmarktes wieder 
Arbeit finden kann. Dieſe Ausſichten dürften in mittleren 
und kleineren Städten beſonders günſtig ſein. Sie follen 
deshalb beſonders berückſichtigt werden. Vor allem iſt not⸗ 
wendig, daß die Laſten, die der Siedler aufbringen muß, 
möglichſt gering ſind. Deshalb wird geſteigerter Wert auf 
weitere Einſparungen gelegt. Um eine weitere Senkung der 
Baukoſten zu erzielen, ſetzen die neuen Richtlinien das Reihs- 
darlehn, das bisher höchſtens 2500 RM. betrug, nunmehr auf 
höchſtens 2250 AM. feft. Nur in Ausnahmefällen foll das 
Reichsdarlehn in der alten Höhe gewährt werden. Bei Er- 
richtung der Siedlerſtellen ſind alle Möglichkeiten einer Ein⸗ 
ſparung auszunutzen. Räume, die nicht unbedingt ſchon bei 
Errichtung der Stellen notwendig ſind, ſollen ſpäter ein⸗ 
gebaut werden. An dem Gedanken, daß ein Teil der Koſten 
durch eigene Arbeit der Siedler aufzubringen iſt, iſt feſt⸗ 
gehalten worden. Das war ſchon aus finanziellen Gründen 
erforderlich. Aber auch abgeſehen davon hat ſich die weit⸗ 
gehende ESinſchaltung der Selbſt⸗ und Nachbarhilfe deswegen 
bewährt, weil ſie von vornherein eine enge Verbindung 
zwiſchen dem Siedler und feiner künftigen Heimftätte her- 
ſtellt. Aus Gründen der Derbilligung ſoll auch der Frei⸗ 
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willige Arbeitsdienſt eingeſchaltet werden. Er wird dort 
nicht entbehrt werden können, wo ohne ihn die zur Verfügung 
ſtehenden Mittel nicht ausreichen würden. Ich betone aber, 
daß durch die Einſchaltung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes 
nicht das Handwerk und die Bauwirtſchaft ausgeſchaltet 
werden ſoll. Die Entſcheidung darüber, ob im Einzelfalle 
das Baugewerbe herangezogen werden kann, muß dem Träger 
des Siedlungsvorhabens in eigener Verantwortung über⸗ 


laſſen bleiben. Die Einſchaltung des freien Baugewerbes. 


wird ſich, wie bisher ſchon, in vielen Fällen ermöglichen 
laffen; fie wird auch weiterhin mit Rückſicht auf die wirt- 
ſchaftliche Lage des Baugewerbes 
beſonders erſtrebt werden müſſen. 

Nach wie vor wird den 
kinderreichen Familien beſondere 
Förderung zuteil werden müſſen. ER 
Die neuen Richtlinien beftimmen, Fr R 
daß ein zuſätzliches Reichsdar⸗ 7777, 
lehn bis 250 RM. für den Ein- 
bau eines weiteren Schlafzim⸗ 
mers Familien mit vier Kindern 
und ein Darlehn bis 500 RAM. 
für den Einbau von zwei Schlaf⸗ 
zimmern Familien mit fünf und 
mehr Kindern gewährt werden 
kann. Der bisherige verlorene 
Zuſchuß von 120 RM. für ſolche 
Familien fällt weg. Dagegen 
ift der Finsnachlaß von je 40 RM. 
für drei Jahre bei Familien 
mit vier und mehr Kindern bei⸗ 
behalten. 

Die neuen Dorſchriften weiſen weiter darauf hin, daß 
die richtige Auswahl des Siedlungsgeländes für den wirt⸗ 
ſchaftlichen Erfolg der Siedlung ausſchlaggebend iſt. Der- 
hältnis mäßig teures Gelände in der Nähe der Städte iſt für 
Kleinſiedlung ungeeignet. Es muß beachtet werden, daß der 
Ertrag des Siedlungsgrundſtückes nur ein begrenzter ſein 
kann, und deshalb beſonders hochwertige Flächen für die vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlung nicht in Frage kommen. Ebenſo wird 
darauf hingewieſen, daß die richtige Auswahl der Siedler- 
familien von ausſchlaggebender Bedeutung ift. Mit der rich⸗ 
tigen Auswahl der Siedler ſteht und fällt jede Siedlung. 
Es können nur ſolche Bewerber berückſichtigt werden, die 
geeignet ſind, die kleinen Stellen mit Erfolg zu bewirtſchaften. 
Der Siedler muß körperlich in der Lage ſein, die erforder⸗ 
lichen Arbeiten durchzuführen. Ebenſo wichtig iſt, daß der 
Siedler die notwendige innere Bereitſchaft zu einem guten 
Siedler beſitzt. Er muß von dem beſten Willen beſeelt ſein, 


mit Hilfe ſeiner Stelle aus eigenen Kräften wirtſchaftlich 
vorwärtszukommen. Aber es kommt nicht allein auf die 
Perſon des Siedlers an, ſondern ebenſoſehr auch auf deſſen 
Frau und feine arbeitsfähigen, im Haushalt lebenden Kinder. 
Auch für dieſe gilt das, was andeutungsweiſe über die not⸗ 
wendigen Eigenſchaften des Siedlers gejagt worden iſt. Der- 
ſagt insbeſondere die Siedlerfrau, ſo wird ſelbſt ein tüchtiger 
Siedler in der Kegel nicht vorwärtskommen. Die Träger 
der Siedlungsvorhaben werden durch die neuen Dorjcriften 
auch angewieſen, der wirtſchaftlichen Betreuung der Siedler 
beſonderes Augenmerk zuzuwenden. Denn es muß Dorjorge 
getroffen werden, daß die Stellen 
auch lebensfähig bleiben. Hierzu 
iſt vor allen Dingen eine ſach⸗ 
gemäße Wirtſchaftsberatung not= 
wendig. 

Der Kreis der Siedler iſt 
gegen bisher erweitert worden. 
Neben den Erwerbsloſen und 
unterſtützten Kurzarbeitern ſollen 
auch ſolche Kurzarbeiter, die 
keine Unterſtützung beziehen, an⸗ 
geſetzt werden können; neben den 
Kriegsbeſchädigten auch andere 
Kriegsteilnehmer. Die Förde⸗ 
rung von Einzelſiedlern wird als 
beſonders wünſchenswert be⸗ 
zeichnet. Handelt es ſich hier 
doch zumeiſt um ſparſame, ſtreb⸗ 

ame Perſonen. Zahlreiche 
Einzelſiedler ſind bereits Eigen⸗ 
tümer des für ihre Siedler- 
ſtelle erforderlichen Geländes. Der Aufbau ihres Haufes 
war ihnen zumeiſt bisher wegen Mangels der erforder⸗ 
lichen Mittel oder infolge baupolizeilicher Erſchwerungen oder 
infolge Verteuerung der Aufſchließungskoſten nicht möglich. 
Viele von ihnen haben den Wunſch, auf ihrem Grundſtück ein 
beſcheidenes Eigenheim zu errichten; manchen wird er nun 
erfüllt werden können. ; 

Das Derfahren ift weiterhin vereinfacht worden. Die 
Durchführung liegt nunmehr bei den Ländern und den Trägern 
der Siedlung. Ich habe mir lediglich vorbehalten, der Aus⸗ 
wahl der Siedlungsvorhaben zuzuſtimmen und die Durd- 
führung, ſoweit ich es als erforderlich erachte, zu überwachen. 

Ich hoffe, daß durch die neuen Maßnahmen des Reichs 
die vorſtädtiſche Kleinſiedlung entſcheidend dazu weiter bei⸗ 
trägt, unferer arbeitenden Bevölkerung eine Hilfe zu geben 
und fie mit unſerem Heimatboden mehr als bisher zu ver⸗ 
binden. ; 


Miliz und allgemeiner Arbeitsdienſt 
Erklärungen des Reichskanzlers Adolf Hitler 


Reichskanzler Adolf Hitler gewährte dem 
Berliner Vertreter der „Aſſociated Preß“, Louis P. Lochner, 
ein Interview über ſchwebende politiſche und wirtſchaftliche 
Angelegenheiten. 

Der Reichskanzler erklärte zu den das deutſche Volk heute 
in hohem 1 beſchäftigenden Fragen der Miliz und der 
Allgemeinen Arbeitsdienſtpflicht folgendes: 

Ich möchte hierzu meine rein perſönlichen Gedanken 
äußern. Man kann die Miliz und den Allgemeinen Arbeits- 
dienſt nicht in einem Atem nennen. Die Arbeitsdienſtpflicht, 
die wir anſtreben, hat mit einer Miliz nichts zu tun. 


Die Miliz ſoll der Landes verteidigung 
dienen. Die Arbeitsdienſtpflicht verdankt als Idee ihre 


Entſtehung der kataſtrophalen wirtſchaftlichen Not und der 


daraus entſpringenden Arbeitsloſigkeit. 

Die Arbeitsdienſtpflicht ſoll vor allem 
verhindern, daß die Hunderttauſende un⸗ 
ſerer Jungarbeiter hilflos auf der Straße 
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verkommen. Sie foll aber weiter durch eine allgemeine 
Erziehung zur Arbeit einer Überbrückung der Klaſſengegen⸗ 
ſätze dienen. Wer im Sommer auf der Landſtraße reift, be- 
gegnet einem immer in Bewegung befindlichen Heer arbeits- 
lofer junger Leute, die planlos von Ort zu Ort ziehen, und 
man kann bemerken, daß ſie phyſiſch und damit auch geiſtig 
und moraliſch immer tiefer ſinken. Gerade dieſe jungen Leute 
wollen wir vor dem Untergang bewahren. Als National- 
ſozialiſt ſehe ich auch in der allgemeinen Arbeitsdienſtpflicht 
ein Mittel, um zur Achtung vor der Arbeit zu erziehen. 
Unſere jungen Leute werden lernen, daß 
die Arbeit den Menſchen adelt. 


Zur Frage der Einführung einer Miliz möchte ich folgen⸗ 
des ſagen: 

Im Jahre 1919 wurde von Deutſchland aus die An⸗ 
regung gegeben, uns eine Miliz zu genehmigen. Damals for⸗ 


derte man von uns die Einführung der Berufsarmee mit 
zwölfjähriger Dienſtzeit. 
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Deutſchland beſitzt daher keine irgendwie ins Gewicht 
fallenden militäriſch ausgebildeten Reſerven. Jetzt redet man 
plötzlich von Abſchaffung der Berufsarmee und Einführung 
der Miliz. Ich habe die Empfindung, daß dies nur geſchieht, 
um am eigentlichen Kern des Problems vorbeizukommen. 

Nicht die Frage der Wehrſyſteme iſt 
entſcheidend, ſondern die Frage der Gleich⸗ 
berechtigung. 

Iſt dieſe Frage entſchieden, wird die Welt von ſelbſt zu 
einer vernünftigen allgemeinen Abrüſtung kommen können. 
Denn es wird doch niemand behaupten wollen, daß die Welt 
etwa darunter leidet, daß Deutſchland ein lächerlich kleines 
Berufsheer und keine Miliz beſitzt. Sie leidet darunter, daß 
durch den Friedensvertrag von Derjailles die Idee von 
zweierlei Recht verewigt werden ſoll. 

Dieſe unmögliche Aufteilung der Na⸗ 
tionen in Siegerſtaaten und damit lebens- 
berechtigte und in beſiegte Nationen und 


damit lebensminder berechtigte it unet- 
träglich, führt zu allgemeinem Mißtrauen 
und infolge davon wieder zu einer Abers 
ſpannung militäriſcher Rüſtungen. 

An fih ift es uns ganz gleich, welche Wehrſyſteme die 
anderen Nationen einzuführen gedenken. Unſeretwegen ruhig 
Berufsarmeen; aber nicht gleich iſt es, ob eine Nation hundert⸗ 
tauſend Mann ohne Rejerven beſitzt und eine andere mit ihren 
Verbündeten für den Kriegsfall mehr als 12 Millionen. Und 
nicht gleich iſt es, ob eine Nation vollſtändig techniſch ent⸗ 
waffnet iſt, während eine andere im Beſitz der modernſten 


Angriffswaffen eine mehr als zehnfach überlegene Stellung 
einnimmt. 


Im Friedensvertrag von Derfailles wurde uns auferlegt 
abzurüſten, nicht, damit 15 Jahre ſpäter eine Diskuſſion über 
Wehrſypſteme ſtattfindet, ſondern damit auch die anderen Völker 
abzurüſten in der Lage ſind. Auf dieſe Abrüſtung warten 
wir nunmehr ſeit mehr als zehn Jahren.“ 


Die wirtſchaftlichen Ziele der Reichsregierung 


Don Dr. R. G. Quaak 


Das neue Reichskabinett ift nicht nach parlamentariſchen Grund- 
ſätzen gebildet worden, in dem man die Miniſterſeſſel nach der 
Stärke der Partei verteilte, vielmehr lag dieſer Kabinettsbildung, 
ſo raſch ſie erfolgt iſt, doch ſogleich ein konſtruktiver Plan zugrunde. 
So ſtand bezüglich der Wirtſchaftspolitik von vornherein feſt, daß 
fie einer organiſchen Zuſammenfaſſung bedürfe. Wie 
war es bisher? Die an der Wirtſchaft beteiligten Reſſorts, Wirt- 
ſchaftsminiſterium, Ernährungsminiſterium und Arbeitsminiſterium 
fühlten ſich in erſter Linie zur Vertretung der Intereſſen berufen, 
die in ihren beſonderen Geſchäftsbereich fielen. So wurden dieſe 
Miniſterien zu einer Art bürokratiſcher Feſtungen ausgebaut, aus 
denen heraus ſich ein ſcharfer Reſſortkampf entwickelt hat. Dem⸗ 
gegenüber war vor allem der Grundſatz der Einheit der Wirtſchafts⸗ 
politik feſt zu begründen. Dies ſoll dadurch erreicht werden, daß 
die bisher in der Frage der Handelspolitik ſich ſcharf bekämpfenden 
Miniſterien, das Wirtfchafts- und Ernährungsminiſterium, in der 
Hand des Führers der Deutſchnationalen Volkspartei, Dr. Hugen- 
berg, vereinigt wurden. Aber die Gegenſätzlichkeit zwiſchen dieſen 
beiden Miniſterien war nicht die einzige. Hinzu trat die unſer 
ganzes Staatsleben bisher maßgebend beſtimmende Gegenſätzlich⸗ 
keit zwiſchen dem Reich und dem preußiſchen Staat. So zog 
man die weitere Folgerung, daß auch die entſprechenden Miniſterien 
in Preußen dem Reichswirtſchaftsminiſter zu unterſtellen feien, und 
fügte das Kommiſſariat für die Oſthilfe hinzu, in dem die bren⸗ 
nendſten Fragen zu löſen waren und find. Natürlich iſt dieſe Zu⸗ 
ſammenfaſſung nicht ſo gemeint, daß der leitende Miniſter etwa 
alle laufenden Geſchäfte in den verſchiedenen Reſſorts ſelbſt führen 
ſollte oder müßte; es handelt ſich vielmehr darum, die Arbeit dieſer 
Reſſorts nach einem einheitlichen Wirtſchaftsplane zu leiten. Wie 
fehr es freilich in der Gffentlichkeit vorläufig noch an Derftändnis 
für dieſe Neuordnung fehlt, zeigt die ebenſo groteske wie lächer⸗ 
liche Wahllüge, daß diefe Zufammenfafjung geſchehen fei, damit der 
Miniſter ein vier- oder fünffaches Miniſtergehalt einſtecken könne. 
Die Gewähr dafür, daß dieſer großzügige, an Bismarckiſche Tradi⸗ 
tion erinnernde Verſuch einer Zuſamenfaſſung gelingen wird, bietet 
die Tatſache, daß Dr. Hugenberg die hervorragendſten Wirtſchafts⸗ 
politiker ſeiner Partei, die ihm auch perſönlich eng verbundenen 
Herren Dr. Bang, Dr. Wienbeck und v. Rohr als Mitarbeiter ge- 
wonnen hat. 

Was nun die Reformaufgaben betrifft, jo war die dringendſte 
die Rettung der öſtlichen Landwirtſchaft. 

Die Landwirtſchaft in Oſtdeutſchland ift durch 
die niederträchtige Grenzziehung und durch die Entfernung von den 
wichtigſten Induſtriezentren an ſich ſchon ſchwer benachteiligt. 
Jahrelang fehlte es überhaupt an einem Sollſchutz. Erſt allmählich 
und zögernd wurde er ſeit dem Jahre 1925 eingeführt. Steuern und 
Schuldzinſen belaſteten die öſtliche Landwirtſchaft mit ihren ſchwie⸗ 
rigen Produktionsbedingungen beſonders ſtark. Die Hilfsmaßnahmen, 
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die feit einigen Jahren von der Reichsregierung eingeleitet wurden, 
entbehrten eines einheitlichen Planes und konnten der ſteigenden 
Not nicht wehren. 

Das Agrarproblem iſt natürlich zunächſt ein Teil der 
allgemeinen deutſchen Wirtſchaftsnot. Aber diefe wieder ift gropen- 
teils entſtanden, zum mindeſten aber weſentlich verſtärkt worden 
durch die Wirtſchaftspolitik, namentlich in der Feit von 1918 
bis 1925. 

Deutſchland hat auch nach der Stabilifierung der Währung, im 
ganzen geſehen, einen gewaltigen Überfhuß der Lebens- 
mitteleinfuhr gehabt. Ein Einfuhrüberſchuß an Lebensmitteln 
iſt aber nichts anderes als Einfuhr fremder Arbeit, welche die 
deutſche Arbeit des deutſchen Bauern verdrängt hat und die un⸗ 
mittelbar die Urſache der Arbeitsloſigkeit geworden ift. Die Kauf- 
kraft der Landwirtſchaft wurde zerſtört und damit eine Millionen⸗ 
zahl von ſtädtiſchen Arbeitern außer Arbeit geſetzt. 

Heute gilt es, einen Deich zu errichten, der die deutſche Land⸗ 
wirtſchaft vor der Vernichtung bewahrt. Auf dem Gebiete des 
Körnerbaues iſt es gelungen, den Einbruch des fremden Getreides 
abzuwehren. Aber die landwirtſchaftlichen Produkte ſind bis zu 
einem ſehr hohen Grade austauſchbar. Anders ausgedrückt: der 
Einbruch der fremden Agrararbeit kann auf verſchiedenem Wege 
erfolgen, entweder durch Einfuhr von Getreide oder von Futter- 
mitteln oder von Vieh oder von Produkten der Viehwirtſchaft uſw. 
Umgekehrt iſt beiſpielsweiſe unſer Roggenbau darauf angewieſen, 
daß ein erheblicher Teil vom Viehmarkt aufgenommen wird 
(Schweinefutter), weil ſonſt eine Überproduktion entſtehen muß. 
Werden die deutſchen Schweine alſo durch ausländiſche Ware vom 
Markt verdrängt, ſo gerät damit gleichzeitig der deutſche Körnerbau 
wieder in Gefahr. So ſtark hänget die Dinge ineinander zuſammen. 
Es war deshalb geboten, jetzt auch den deutſchen Markt vor der 
Überſchwemmung mit fremden fetten und dergleichen zu bewahren. 

Gegen dieſe Politik wird eingewendet, ſie ſei einſeitig agrariſch, 
ſie werde die Lebenshaltung verteuern, damit die Preiſe der übrigen 
Wirtſchaft in die Höhe treiben und den Außenhandel gefährden. 
Demgegenüber iſt zunächſt die Frage aufzuwerfen, ob es das Siel 
einer geſunden und gerechten Wirtſchaftspolitik ſein kann, die Preiſe 
auf dem deutſchen Viehmarkt auf einem Stande zu halten, der unter 
der Hälfte der Friedenspreiſe liegt, während die übrigen Preiſe für 
Fertigwaren im Durchſchnitt über dem Friedensſtande liegen. 
Müſſen wir nicht vielmehr ein gerechtes Preisverhältnis zwiſchen 
ſtädtiſchen und ländlichen Produkten herſtellen und dafür ſorgen, 
daß das Preisgebäude nicht fortwährend gefährlichen ſpekulativen 
Schwankungen ausgeſetzt iſt d 

Das Mittel zur Erreichung dieſer Siele iſt eine verſtändige 
Handhabung der Außenhandelspolitik. Ihre Grundſätze 
ergeben fih aus den reichen Erfahrungen der Vergangenheit. Alle 
die Gründe nämlich, die man jetzt gegen die Politik des Schutzes 


Der Heimatdienft 


der heimifchen Arbeit anführt, hat man bereits vor mehr als fünfzig 
Jahren gegenüber der Bismarckſchen Steuer- und Wirt- 
ſchaftsreform angeführt. Genau die gleichen Klagelieder 
wurden angeſtimmt. Sie haben ſich als völlig irrig erwieſen. Unter 
dem Schutz der Bismarckſchen Agrarpolitik hat ſich die landwirtſchaft⸗ 
liche Erzeugung verdoppelt und damit der Preis nach allgemeinen 
Wirtſchaftsgeſetzen nicht erhöht, ſondern ermäßigt. Mit der er⸗ 
ſtarkten Landwirtſchaft blühte die Induſtrie und namentlich der 
Außenhandel auf. 

Unter dem bisherigen Syſtem, das fih bis zu der Parole ver- 
ſtieg: „Nur der Export kann uns helfen“ hat gerade der Außen⸗ 
handel einen furchtbaren Rückgang erfahren. Im Jahre 1929 
machte unſer Außenhandel (Einfuhr plus Ausfuhr) etwa 27 Mil⸗ 
liarden aus, im Jahre 1952 nur noch etwa 10 Milliarden. Die 
Ausfuhr fiel von 15,5 auf 5,7 Milliarden, um 55 v. H.]! Sieht man 
ſich die Einfuhrziffern an, ſo gewinnt man ein recht trübes Bild 
von der Derteilung der Einfuhrwerte auf die ver- 
ſchiedenen Warengruppen. Man ſollte meinen, je 
weniger wir einführen könnten, deſto mehr hätte ſich die Einfuhr 
auf die notwendigen Dinge konzentriert, nämlich auf die Rohſtoffe, 
die wir nicht im Inlande erzeugen können. Das iſt aber keineswegs 
der Fall, denn im Jahre 1929 führten wir für 7,2 Milliarden Roh⸗ 
ſtoffe und halbfertige Ware ein, während es im Jahre 1952 nur 
noch 2,4 Milliarden, alſo ein Drittel, war. Ohne eine ſtärkere Roh⸗ 
ſtoffverſorgung iſt aber eine aufblühende Induſtrie, namentlich auch 
an ein Aufblühen der Exportinduſtrie, nicht zu denken. 

Damit ſtehen wir vor einem ſehr ſchweren Problem, das wir 
Deutſchnationalen bereits vor dem Eintritt unſeres Führers in die 
Regierung in Angriff genommen hatten. Das iſt die Feſſelung und 
Bedrohung unſerer Währung und Wirtſchaft durch die Aus 
landsſchulden. Es ift das eine Frage, die eigentlich einer 
eingehenden und beſonderen Behandlung bedürfte und deswegen hier 
nur geſtreift werden kann. Die Arbeitsloſigkeit iſt nämlich in ihrer 
heutigen furchtbaren Höhe eine unmittelbare Folge der bisher ver- 
folgten Schuldenpolitik. Wir haben in zwei Jahren nicht weniger 
als 2 Milliarden Handelsſchulden an die ausländiſchen Gläubiger 
zurückgezahlt, und das war nur dadurch möglich, daß die heimiſchen 
Wirtſchaftskredite auf das äußerſte zuſammengepreßt wurden. Die 
unmittelbare Folge waren Kreditnot, Stillegungen, 
Arbeitsloſigkeit. Heute haben wir noch immer eine Aus- 
landsſchuld von über 20 Milliarden, von denen über die Hälfte 


Schulden mit kurzer Fälligkeit ſind. Auslandsſchulden müſſen in 
Gold oder Deviſen gezahlt werden; wir ſind aber nicht einmal mehr 
in der Lage, den regelmäßigen Sinſendienſt aufzubringen, geſchweige 
denn Kapital zurückzuzahlen. Wir müſſen auch unbedingt einen 
größeren Teil derjenigen Deviſen, die wir mit unſerer Ausfuhr ver- 
dienen, für eine erhöhte Einfuhr notwendiger Rohſtoffe reſervieren, 
wenn der deutſche Induſtrieapparat nicht zum Erliegen kommen ſoll. 
Außerdem aber leidet die kleine und mittlere Induſtrie ſowie der 
gewerbliche Mittelſtand unter einer höchſt gefährlichen Kapital ⸗ 
und Kreditnot. Wir können alſo nicht, nur um die aus⸗ 
ländiſchen Gläubiger noch eine Zeitlang befriedigen zu können, das 
deutſche Wirtſchaftsſterben wieder angehen laſſen. Im Gegenteil. 
Wir müſſen mehr deutſche Menſchen wieder in Arbeit und Brot 
bringen, und dazu brauchen wir Kapital und Kredit. Auch die 
Staatsfinanzen hängen davon ab; denn wenn die Arbeits⸗ 
loſigkeit bleibt oder gar noch geſteigert wird, wenn nicht umgekehrt 
die Steuereinnahmen wieder beſſer fließen, ſo iſt der öffentliche 
Haushalt in Reich, Ländern und Gemeinden nicht zu ſichern. 

Man ſieht, wie ſich auf dem Gebiete der Wirtſchaftspolitik das 
alte Geſetz bewahrheitet, daß das Geſchick jedes Volkes auch auf 
wirtſchaftlichem Gebiet von außen her beſtimmt wird. Zinsnot und 
Kapitalnot in Deutſchland find eine Folge der bisher betriebenen 
Schuldenpolitik. Sie können nur behoben werden, wenn wir auch 


hier einen Deich errichten, hinter deſſen Schutz die Wirtſchaft ſich 


wieder emporarbeiten kann. 

Mit der Löſung dieſer Aufgabe muß die Neuordnung un⸗ 
feres Kreditweſens Hand in Hand gehen. Die Sentraliſa⸗ 
tion unſeres Bankweſens in Berlin, wie ſie unter dem Kabinett 
Brüning erfolgt iſt, wird in den verſchiedenen deutſchen Wirtſchafts⸗ 
gebieten ſchwer empfunden. Namentlich der Mittelſtand, unter 
dem ich die kleinere Induſtrie mitbegreife, führt ſehr lebhafte 
Klagen. Allgemein tritt der Wunſch und das Bedürfnis hervor, daß 
wieder ſelbſtändige Provinzbanken und Bankiers entſtehen, die den 
perſönlichen und örtlichen Verhältniſſen näherſtehen, als es ein 
Syſtem großer Zentralbanken naturgemäß kann. 

Das ſcheinen mir einige der weſentlichen Punkte der kommen⸗ 
den Wirtſchaftsreform. Es iſt nicht möglich, im Rahmen eines 
knappen Aufſatzes auf die notwendigen und großenteils bereits in 
Angriff genommenen Arbeiten im einzelnen einzugehen. Es ſollten 
hier nur einige Grundgedanken gezeigt werden, die für das Reform- 
werk maßgebend ſind. 


die Organiſalion der preußiſchen Kullusverwallung einſt und jetzt 
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Bei allen Organiſationsformen des menſchlichen Lebens — fei 
es der Staat, die Kirche, die Wirtſchaft oder was immer — kommt 
es ohne Zweifel in erſter Linie nicht auf die Organiſation, ſondern 
auf das Eigentliche an: auf den Gehalt, den Willen, die Idee und 
ihre Träger, die Menſchen; aber es kommt auch auf die Organi⸗ 
fation an. Das gilt auch für ein fo weſentlich im Geiſtigen wur- 
zelndes Gebilde, wie es eine Kultusverwaltung iſt; um die Dinge 
der Kultur, um Erziehung und Unterricht, Wiſſenſchaft und for- 
ſchung, um Kirche und um Uunſt ſteht es beffer, wenn fie ein- 
wandfrei verwaltet werden, — ſoweit, bei aller gebotenen Behut⸗ 
ſamkeit, „Verwaltung“ überhaupt möglich iſt. 

Es war daher, ähnlich wie in allen anderen Reſſorts, beſonders 
in der Kultusverwaltung für die durch Amt oder Neigung zu ihr 
geführten Staatsdiener oft geradezu eine Herzensangelegenheit, an 
der Geſtaltung der jeweils geeignetſten Organiſationsform mitzu- 
wirken. Und wenn jetzt in Auswirkung der zur Verwaltungs- 
vereinfachung und »verbilligung angeordneten Maßnahmen wieder 
einmal eine durchgreifende Umordnung des preußiſchen Kultus- 
miniſteriums durchgeführt worden ift, fo ift es zu ihrem Der- 
ſtändnis angebracht, zunächſt einen Blick auf die früheren Formen 
dieſer Verwaltung zu werfen, vor allem auf diejenigen, die bei ihrer 
Begründung gefunden worden waren. Denn es iſt doch ſo: wenn 
man das Auge von der Tagespolitik weg hinwendet auf vergleich⸗ 
bare Perioden früheren Geſchehens, dann nimmt man ihr nicht nur 
den Stachel der Aktualität, ſondern ſchärft zugleich den Blick für 
die weſentliche Aufgabe der Gegenwart; für die Aufgabe, deren 
Löſung im Ablauf der Geſchichte als notwendig beſtehen kann. 

Die erſten Anfänge einer eigenen preußiſchen Kultusverwal⸗ 
tung liegen ungefähr 200 Jahre zurück: im Jahre 1756 wurde im 
„Geheimen Rat“ — wie damals das Geſamtminiſterium genannt 

wurde — ein befonderes Departement der geiſtlichen Sachen ge- 


ſchaffen, und zwei Jahre ſpäter wurde der erſte Miniſter allein 
für geiſtliche Angelegenheiten ernannt. Bier liegen die Urſprünge 
der auch heute noch bezeichnenderweiſe Kultus miniſterium ge⸗ 
nannten Verwaltung; der Name hat die verſchiedenen anders« 
artigen offiziellen Bezeichnungen, wie z. B. „Miniſterium der 
Geiſtlichen und Unterrichtsangelegenheiten“ oder die jetzige „Mi= 
niſterium für Wiſſenſchaft, Kunft und Volksbildung“, überdauert. 
Fu den geiſtlichen Behörden traten ſpäter beſondere unterrichtliche, 
fo 1747 das Oberkuratorium der Univerſitäten und 1787 das Ober- 
ſchulkollegium; aber ein wirklich neuer Abſchnitt begann erſt dann, 
als 1808 nach dem Plan Steins, den er zuerſt in der Naſſauer Denk⸗ 
ſchrift von 1807 entwickelt hatte, fünf Fachminiſterien gebildet 
wurden, nämlich für Auswärtiges, für Inneres, für Finanzen, 
für Juſtiz und für Krieg. Die kulturellen Aufgaben fanden bei 
dieſer Einteilung ihren Platz im Innenminiſterium, und zwar gab 
es innerhalb der dortigen ſieben Sektionen je eine für Kultus und 
für öffentlichen Unterricht; außerdem beſtand daneben die Medizinal« 
ſektion. Man ſtrebte aber ſchon damals eine möglichſt weitgehende 
Suſammenfaſſung der Kultusangelegenheiten in einer Hand an: 
bezeichnend iſt, daß Wilhelm von Humboldt in den Jahren 1809 
und 1810 Chef der beiden Sektionen gleichzeitig war. Schon unter 
ihm und gleich nach ſeinem Abgang wurde die Verſelbſtändigung 
der Kultusſektionen eingehend erwogen, und wenn ſie ſpäter auch 
in anderer Form kam, als Humboldt es angeſtrebt hatte, jo kann 
doch kein Zweifel darüber ſein, daß — um eine Formulierung 
Sprangers zu übernehmen — in Wilhelm von Humboldt der ideelle 
Begründer des preußiſchen Kultusminifteriums zu erblicken ift. 
Der mächtige politiſche Impuls des Freiherrn vom Stein 
legte den Grund zu dem in feiner klaren Konſtruktion imponieren⸗ 
den Gebäude der damaligen Verwaltungsreform. Die Gelehrten- 
natur des Staatsmannes Wilhelm von Humboldt wies mit ent⸗ 
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ſcheidender Beftimmtheit die Wege zur neuen ſtaatlichen Kultur- 
politik, wobei für ihn mehr die Gewinnung von geeigneten Männern 
als die Findung des beſten Syſtems einer Geſchäftseinteilung im 
Vordergrunde ſtand. Der Staatskanzler von Hardenberg förderte 
das Bildungsweſen ee mit geradezu überraſchender Teil- 
nahme auch an einzelnen Fragen. Sein Geficht erhielt das Mini- 
ſterium aber erſt durch die unermüdliche, von tiefſtem Verſtändnis 
getragene Wirkſamkeit eines Mannes, der den Wiſſenden bekannt 
war und iſt, deſſen Name aber auch heute, oder gerade heute, wieder 
in der weiteren W bekannt zu werden verdient: es iſt 
der Freiherr von Altenſtein. Seine umfangreiche Denkſchrift 
von 1816 über die Umwandlung der Miniſterien lag der Organiſation 
des Miniſteriums hauptſächlich zugrunde, wenn auch daneben eine 
neue Denkſchrift Humboldts aus dem gleichen Jahre mitfpielte. 
Und als dann am 18. Oktober 1817 durch Abtrennung der ge⸗ 
nannten drei Sektionen des Innenminiſteriums das Preußiſche 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegen⸗ 
heiten geſchaffen wurde, da handelte es ſich hierbei aus mehreren 
Gründen um eine eminent politiſche Tat: es iſt zweifellos mehr 
als ein zufälliges Zufammentreffen, daß ungefähr zwei Wochen 
vorher das Burſchenfeſt auf der Wartburg den Brand in der ſtuden⸗ 
tiſchen Jugend entfacht hatte; das feft, das gefeiert wurde zum 
Gedenken der Reformation, die aber politiſch verſtanden wurde, 
und zum Gedenken der Schlacht bei Leipzig. Die wichtigſten Pro⸗ 
bleme der Seit konzentrierten ſich in dem neuen Miniſterium, das 
in hingebender Arbeit, die unterſtützt wurde von Männern 
wie Nicolovius, Süvern und Johannes Schulze, von Altenſtein 
bis 1840 geleitet wurden. Don den drei Abteilungen umfaßte die 
erſte die geſamten geiſtlichen Angelenheiten; die zweite, die für 
öffentlichen Unterricht, auch die Angelegenheiten der Wiſſenſchaft 
und der Kunſt; die dritte das geſamte Medizinalweſen. Das letztere 
intereſſiert in dieſem Fuſammenhang weniger; es wurde 1910 dem 
Miniſterium des Innern überwieſen, 1919 dem neubegründeten 
Miniſterium für Doltswohlfahrt und nach der kürzlich erfolgten Auf- 
löſung dieſes Miniſteriums wiederum dem Innenminiſterium. 

Die einfache Anfangslöſung wurde im Laufe des 19. Jahr- 
hunderts verlaſſen. Hin und her gingen kleinere Teilreformen; jo 
beſtand von 1841 bis 1871 eine beſondere Abteilung für katholiſche 
Kirchenangelegenheiten. In der Hand Friedrich Althoffs, der vor 
50 Jahren in das Miniſterium eintrat und ihm für ein Dierteljahr- 
hundert ſeinen Stempel aufdrückte, waren zeitweiſe Wiſſenſchaft, 
Kunft, höhere Schulen und Mädchenſchulen vereinigt. Zu Anfang 
dieſes Jahrhunderts war die Kunſt eine Zeitlang auch von dem 
Direktor der Geiſtlichen Abteilung betreut. Eine eigene Kunji- 
abteilung wurde überhaupt erſt 1907 eingerichtet. So waren bis 
1910 durch die verſchiedenen Abſpaltungen neuer Abteilungen aus 
den ehemals drei Abteilungen bereits ſieben geworden. 

Die hier ſchon zu bemerkende Tendenz zur Ausdehnung vers 
ſtärkte fih nach dem Kriege entſprechend der allerorten zu beob- 
achtenden Entwicklung bis zur Aufblähung. Bis vor kurzem be⸗ 
ſtanden im Kultusminifterium nicht weniger als zehn Abteilungen, 
die zum Teil allerdings nicht von eigenen Miniſterialdirektoren, ſon⸗ 
dern vom Staatsſekretär des Miniſteriums oder von dem Miniſterial⸗ 
direktor einer Hauptabteilung geleitet wurden. Es waren die 
Zentralabteilung, in der vornehmlich die Perſonalien der Beamten 
des Miniſteriums bearbeitet wurden, die Abteilungen A und B für 
allgemeine Verwaltungsangelegenheiten und die Perſonalien des 
Miniſteriums, die Abteilung F für Stiftungsfonds, die Abteilung G 
für Angelegenheiten der chriſtlichen Kirchen, der Juden und der 
Sekten, die drei eigentlichen Unterrichtsabteilungen, nämlich U I 
für Univerſitäten, Techniſche Hochſchulen und allgemeine Förde⸗ 
rung der Wiſſenſchaft, U II für höheres Schulweſen, U III für 
Volksſchulweſen, ſchließlich die drei Abteilungen für Kunſt, für Dolfs- 
hochſchulen und Volksbüchereiweſen, ſowie für Leibesübungen und 
körperliche Erziehung. Nach Kriegen, und zwar nach glücklich wie 
nach unglücklich verlaufenen, treten ſtets beſondere ſtarke Tendenzen 
zu Verwaltungsreformen auf; fo nach 1806, nach 1815, nach 1871 — 
damals beſonders im Bereich der inneren Verwaltung — und auch 
heute wieder. Durch die jetzige Derwaltungsreform find jene zehn 
Abteilungen auf vier verringert worden, nämlich die Zentral- 
abteilung, die Geiſtliche Abteilung, die Abteilung für Wiſſenſchaft 
und Kunſt und die Abteilung für Unterricht und Erziehung. Man 
iſt alſo zu den Anfängen zurückgekehrt. 

Ahnliches gilt auch für das Perſonal. In dieſem Sufammen- 
hang ſind die Geſamtzahlen der Abteilungsleiter und Referenten in 
verſchiedenen Dergleichsjahren feit der Gründung des Miniſteriums 
von Intereſſe. 1817 begann das Miniſterium mit zwei Direktoren, 
einem für die Medizinalabteilung und einem für die beiden Ab⸗ 
teilungen für Geiſtliche und Unterrichts angelegenheiten. Die Jahl 
der Referenten betrug zunächſt 17, nach einem Jahre bereits 20, 
wozu noch Bilfsarbeiter hinzukamen. 1917 waren, außer dem Chef 
und dem Staatsſekretär, vorhanden: 6 Direktoren und Dirigenten, 
28 Dortragende Räte, 11 Referenten in Bilfsarbeiterftellen, zu⸗ 
fammen 45. Im Staatshaushalt für 1952 ſtanden 5 Miniſterial⸗ 
direftoren, 1 Dirigent, 34 Miniſterialräte und 22 ſonſtige Referen- 
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ten und Hilfsarbeiter, zuſammen alfo 62. Nach der Neuordnung 
find in Zukunft wiederum nur 46 höhere Beamte vorhanden, näm⸗ 
lich lediglich 5 Direktoren, 5 Dirigenten, 55 Miniſterialräte ſowie 
2 ſonſtige Referenten, darunter 2 Hilfsarbeiter. Die Zahl der 
höheren Beamten iſt alſo gegenüber dem Jahre 1917 nur um einen 
geſtiegen, obwohl die verſchiedenſten und umfangreichſten Sachgebiete 


„Jhon im Laufe der Seit, dann aber und vor allem auch durch die 
jetzige Reform neu in den Arbeitsbereich des Miniſteriums über⸗ 


ptet worden find. Die Stellenzahl der gef amten Beamten- und 
ngeſtelltenſchaft des Miniſteriums ſinkt von 294 auf 260. Im 
ganzen alſo werden 54 Kräfte weniger vorhanden ſein, darunter 
16 höhere. Die Geſamtzahl aller Kräfte, zuſammengerechnet, iſt 
vermindert um rund 12 v. B., die der höheren Beamten insgejamt 
um rund 25 v. H.; ein Prozentſatz, der fih noch weſentlich vers 
größert, wenn man die Kategorie der Referenten allein betrachtet. 
Dabei fällt eine Reihe von Haushaltsitellen nach dem Ausſcheiden 
der jetzigen Inhaber auch noch fort; es handelt ſich da um im 
ganzen weitere 5 planmäßige Stellen. 

Dieſer ſcharfen Zuſammenlegung des Perſonals ſteht eine 
weſentliche Ausweitung des Geſchäftsbereichs gegenüber; denn die 
Miniſterien für Volkswohlfahrt, für Handel und Gewerbe, für 
Landwirtſchaft ſowie das Innenminiſterium haben große Arbeits- 
gebiete abgegeben. Hiernach ſieht die Geſchäftsverteilung des 


Kultusminiſteriums jetzt folgendermaßen aus, wobei natürlich nur 


die wichtigſten Gebiete genannt werden können. 

Die Zentralabteilung umfaßt die allgemeinen UAn- 
gelegenheiten, insbeſondere die Perſonal⸗ und Hausverwaltung des 
Miniſteriums, Organiſationsfragen, Staatshaushaltsplan, die be⸗ 
ſonderen Kulturfragen in den Grenzgebieten des Oſtens, des Nordens 
und des Weſtens und den Minderheitenſchutz. Angegliedert iſt der 
Sentralabteilung noch die Preſſeſtelle des Miniſteriums. 

In der Geiſtlichen Abteilung werden ſämtliche An- 
gelegenheiten der evangeliſchen und der katholiſchen Kirche, der 
Juden und der ſonſtigen Keligionsgemeinſchaften bearbeitet. Ihr 
liegt auch die beſondere Fürſorge für die kirchlichen Bauten und 
Denkmale ob. 

Sur Abteilung für Wiſſenſchaft und Kunft gehören 
unter anderem alle Angelegenheiten der Univerſitäten, der Tech⸗ 
niſchen, Landwirtſchaftlichen, Tierärztlichen und Handels hochſchulen; 
weiterhin das wiſſenſchaftliche Bibliotheksweſen, die Akademie der 
Wiſſenſchaften, die zahlreichen wiſſenſchaftlichen Anſtalten und In⸗ 
[tituto außerhalb der Hocjchulen, die Pflege der Auslands- 
eziehungen, die Leibesübungen und die Jugendpflege. Dieſe An⸗ 
gelegenheiten gehören zu der Sparte der Wiſſenſchaft, der bis⸗ 
herigen Abteilung UL’ Durch die jetzige Reform ift die Sparte der 
Kunſt, der bisherigen Abteilung UIV, als eigene Unterabteilung 
neben die Wiſſenſchaft geſtellt und dadurch herausgehoben worden, 
daß für ſie die Stelle eines beſonderen Miniſterialdirigenten ge⸗ 
ſchaffen wurde. Sie umfaßt die Pflege der bildenden Kunft ein- 
ſchließlich der Akademie der Künſte und der Munſthochſchulen und 
Kunſtſchulen, die Muſeumsverwaltung, die Verwaltung der ſtaat⸗ 
lichen Schlöſſer und Gärten, das Theaterweſen, die Mufitpflege ein- 


ſchließlich der Muſikhochſchulen und der Akademie für Kirchen⸗ und 


Schulmuſik, die Angelegenheiten des Schrifttums, des Rundfunks 
und des Lichtſpielweſens. Hierher gehören ferner die Pflege von 
Kunſtdenkmälern, die Fragen des Beimatſchutzes und das Aus- 
grabungsweſen. 

Auch die Abteilung für Unterricht und Erziehung iſt 
aus zwei früheren ſelbſtändigen Abteilungen verſchmolzen; aus der 
für höheres Schulweſen, bisher U H, und der für Volksſchulen und 
Mittlere Schulen, bisher U III. Die neue Geſamtabteilung, die von 
einem Miniſterialdirektor geleitet wird und der ferner noch zwei 
Miniſterialdirigenten angehören, umfaßt außer den Höheren, den 
Volks- und den Mittleren Schulen noch eine ganze Reihe von be⸗ 
onderen Shul- und Erziehungseinrichtungen, fo die Pädagogiſchen 

kademien, die Dolfs- und die Bauernhochſchulen, das Dolfs- 

büchereiweſen, die Ländlichen Fortbildungsſchulen, das Blinden⸗ 
und das Taubſtummenſchulweſen, die Waiſenhäuſer, das privat- 
ſchulweſen, die Mädchen-, Baushaltungs- und Sozialen Frauen⸗ 
ſchulen ſowie die Kindergärten. 

Jede Zeit hat ihre Formen; dies ift die neue Organiſations⸗ 
form des Preußiſchen Kultusminiſteriums im einzelnen. Ihre 
Wirkſamkeit kann nur die Zukunft erweiſen. Jedenfalls darf nie 
vergeſſen werden, daß die Form nicht das Entſcheidende iſt. 
Nirgendwo mehr als für eine Kultusverwaltung gelten die klugen 
Sätze, die Altenſtein in feiner ſpäteren Denkſchrift von 1819 
„Aber den Zufammenhang des Uultusminiſteriums mit der ge- 
ſamten Staatsverwaltung“ niederſchrieb: „In keinem Departement 
läßt ie wohl weniger durch poſitive Anordnungen wirken. Es 
läßt ſich ein Ziel erfaſſen, und es laſſen ſich die Bedingungen zu 
deſſen Erreichung angeben, allein der Erfolg hängt mannigfaltig 
von unberechenbaren Bedingungen ab. Alles beſchränkt ſich bei⸗ 
nahe bloß auf Anregung geiftiger Kräfte, auf ein ſtetes Verfolgen 
ihrer Geſtaltung und Wirkung und auf das Ergreifen weiterer 
Maßregeln hiernach.“ ; 
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Die Neuorganiſierung der Kleinen Entente 


Don Dr. Franz Anton Widmayr 


Als die Kleine Entente im Jahre 1920 zuſtande kam, 
hatte fie eine eindeutige SZweckbeſtimmung: die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Friedensdiktate und vor allem des durch ſie 
geſchaffenen politiſchen Zuftandes im Donauraum. Damals 
richtete ſich ihr Ziel faſt ausſchließlich gegen Ungarn. Mit 
der zunehmenden militäriſchen Aufrüſtung ihrer Mitglied⸗ 
ſtaaten und der Iſolierung Ungarns ſchwand allmählich die 
akute Gefahr einer Grenzreviſion, und die Kleine Entente 
beteiligte ſich immer mehr an den Entſcheidungen der großen 
Politik, wie wir wiſſen, ſehr oft auch gegen Deutſchland. 
Es iſt nicht zu leugnen, daß ſie zeitweilig größeren Einfluß 
beſaß, als ihr eigentlich zukam — dank ihrer ſehr engen Zu⸗ 
ſammenarbeit mit Frankreich und auch der Geſchicklichkeit 
des Dr. Beneſch, dem ſchon durch ſeine ununterbrochene 
Miniſterſchaft die Führung zugefallen war. In dem Maße 
aber, wie fie ihr urſprüngliches Ziel aus den Augen verlor 
und ſich in die große Politik miſchte, nahm auch ihre Be⸗ 
deutung ab, weil ihre auseinanderſtrebenden Intereſſen 
immer ſtärker zum Vorſchein kamen und ein einheitliches 
Vorgehen erſchwerten. Auch als Ungarn bei Italien enge 
Anlehnung ſuchte und fand, 
konnte die Kleine Entente 
ihre geſchloſſene Solidarität 
nicht wiederherſtellen, und 
alle Beſtrebungen des Herrn 
Beneſch nach dieſer Richtung 
blieben erfolglos. Auch von 
ſeiten ihres franzöſiſchen Pro⸗ 
tektors wurden ihr manche 
Enttäuſchungen bereitet; ſie 
fand nicht mehr die volle 
wirtſchaftliche und finanzielle 
Unterſtützung Frankreichs, ja 
es wurden in dem letzten Jahr \ 
manche wichtigen Entſchei⸗ — 
dungen ohne ihre Mitwirkung n 
getroffen, jo u. a. in der Frage ha = 
der Reparationen und der 
Gleichberechtigung. Anderer- 
ſeits wuchs die reviſioniſtiſche 
welle. Vicht nur Ungarn, 
ſondern auch Italien forderte 
nunmehr offen die Reviſion, 
und ſelbſt in Frankreich 
fanden ſich Politiker, die 


ernſtlich dafür eintraten. 
Die Erfahrungen der letzten Seit hatten die Kleine 
Entente mißtrauiſch gemacht. So wie ſie in anderen 


Fragen von den Großmächten vor vollendete Tatſachen 
geſtellt worden war, könnte ſie nicht eines Tages auch 
hinſichtlich der Reviſion in die gleiche Lage verſetzt 
werdend Die Preſſe dieſer Länder verhehlte nicht ihre 
ſtarke Beunruhigung und Sorge um die Zukunft. Die Seit 
war jedenfalls einem neuen Derjuch Beneſchs günſtig, der 
Kleinen Entente wieder Leben einzuflößen und ſeine Lieb⸗ 
lingsidee zu verwirklichen, ihr durch eine ſtraffere Organi⸗ 
ſation die fehlende Geſchloſſenheit zu geben. Und diesmal 
fand er in Rumänien und Jugoſlawien willigere Ohren, 
denn beide Länder waren nicht nur angeſichts ihrer unklaren 
Beziehungen, insbeſondere zu Rußland bzw. zu Italien, 
ſondern auch infolge ihrer innerpolitiſchen Entwicklung 
ſeinen Wünſchen inzwiſchen fügſamer geworden. 

Aus dieſen Suſammenhängen erklärt fih die gewiſſer⸗ 
maßen letzte Kraftanſtrengung, die die Kleine Entente zur 
Geltendmachung ihres Einfluſſes macht und die ihren Aus⸗ 
druck in den Genfer Beſchlüſſen ihrer Außenminiſter findet. 
In einem Kommuniqué wird der Abſchluß einer Konvention 
der drei Staaten (Tſchechoſlowakei, Rumänien und Jugo⸗ 
ſlawien) angekündigt, in der Maßnahmen organiſatoriſcher, 
politiſcher und wirtſchaftlicher Art vorgeſehen ſind, um der 
Kleinen Entente eine feſte und einheitliche Grundlage zu 
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geben. Es wird ein aus den drei Außenminiſtern beſtehen⸗ 
der ſtändiger Rat geſchaffen, dem zur Unterſtützung ein ſtän⸗ 
diges Sekretariat und ein Wirtſchaftsrat beigegeben ſind. 
Die Politik der Kleinen Entente ſoll ſo vereinheitlicht wer⸗ 
den, daß hinfort alle Verträge der Staaten oder auch jede 
Anderung der politiſchen Lage eines dieſer Staaten gegenüber 
dritten Staaten ſowie alle wirtſchaftlichen Abmachungen der 
Zuftimmung des Rates der Kleinen Entente bedürfen. Auch 
die beſtehenden Verträge ſollen allmählich vereinheitlicht 
werden. Die Bündnisverträge innerhalb der Kleinen En⸗ 
tente ſollen für unbeſtimmte Seit erneuert werden. Die 
Abmachungen umfaſſen ferner wichtige Gebiete der Verkehrs-, 
Wirtſchafts⸗ und Währungspolitik. Die Konvention ſoll nach 
Ratifizierung in Kraft treten. 

Beim erſten Anblick drängt ſich einem der Eindruck auf, 
daß es ſich hier um eine kühne Konzeption handelt. über alle 
beſtehenden tiefen politiſchen und wirtſchaftlichen Gegenſätze 
hinweg ſollen die drei Staaten zu einer internationalen 
Organiſation umgeſtaltet werden, die es ihr geſtattet, in gu- 
kunft als Einheit aufzutreten. Immerhin eine beachtens⸗ 
werte Idee! Aber bei nähe⸗ 
rer Prüfung der politiſchen 
und wirtſchaftlichen Gegeben⸗ 
heiten melden ſich allerlei 
Zweifel, daß die Idee auch 
wirklich in die Tat umgeſetzt 
werden könne. Wie iſt auf 
die Dauer das Intereſſe der 
beiden flawiſchen Staaten 
mit dem des lateiniſchen Ru⸗ 
mäniens vereinbar? Die Be⸗ 
ziehungen zu Rußland und zu 
Italien werden wohl kaum 
jemals auf einen gleichen 
Nenner für alle drei Staaten 
gebracht werden können. Na⸗ 
türlich wird es insbeſondere 
angeſichts akuterer Gefahren 
möglich ſein, die außenpoli⸗ 
tiſchen Gegenſätze zeitweilig zu 


damit verbundenen Schwierig- 
keiten werden die Kleine 
Entente nicht ſtärker machen. 
Schließlich wird die politiſche 


Suſammenarbeit wie bis⸗ 
her auf das eine große Ziel konzentrieren: die Der- 
teidigung der Friedensdiktate; denn das iſt die ver⸗ 


meintliche große Lebensfrage, in der ſich alle drei Staaten 
einig ſind. 
Noch weniger Erfolg verſpricht jedoch die wirtſchaftliche 
Suſammenarbeit. Sie muß an der Tatjache ſcheitern, daß 
die Tſchechoſlowakei, ſelbſt ein halber Agrarſtaat, nicht im⸗ 
ſtande ift, die agrariſchen Überfchüffe Rumäniens und Jugo⸗ 
flawiens bei fich aufzunehmen. Infolgedeſſen können auch diefe 
letzteren den tſchechoſlowakiſchen Induſtrieerzeugniſſen keine 
einſeitige vorzugsweiſe Einfuhr gewähren, weil fie ihre Er- 
zeugniſſe in anderen Ländern unterbringen und daher auf 
dieje Kückſicht nehmen müſſen. Wenn die wirtſchaftliche 
Struktur einen wirtſchaftlichen Block dieſer Länder zulaſſen 
würde, ſo hätte ihn Herr Beneſch im Verein mit ſeinen fran⸗ 
zöſiſchen Freunden ſchon längſt geſchaffen. Solche Verſuche 
werden heute aber, wo deren politiſche Abſichten ſo eindeutig 
zutage treten, erſt recht auf die entſchiedenſte Ablehnung ge⸗ 
rade auch derjenigen Länder ſtoßen müſſen, ohne deren Ju- 
ſtimmung ſie von vornherein ausſichtslos ſind. So beſteht 
aber die Gefahr, daß derartige Beſtrebungen nur zum wirt⸗ 
ſchaftlichen Kampf herausfordern und nicht die herbeigeſehnte 
Geſundung der Derhältnijje herbeiführen. 

Von nicht erheblicher Bedeutung iſt die Frage, ob dieſes 
neue politifche Gebilde mit Wiſſen und Unterſtützung frant- 
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überbrücken. Aber gerade die 
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reichs zuſtande gekommen ift, denn fo viel ift gewiß, daß fich 
Frankreich auch dieſes Inſtruments in feiner Politik weit- 
gehend bedienen wird. Ebenſo iſt es ziemlich gleichgültig, 
ob ſich der neue Staatenbund gegen Ungarn oder Italien 
oder gegen irgendeinen anderen Staat richtet. Jedenfalls 
ſtellt ſich die Umbildung der Kleinen Entente, wie ſie durch 
die Genfer Beſchlüſſe in Ausſicht genommen iſt, im weſent⸗ 
lichen als eine ausgeſprochene Kampforganiſation dar, die 
eine Front gegen alle, die nicht eines Willens mit der 


Kleinen Entente ſind, aufrichten möchte. Sie wird daher 
nicht der angeblichen „Organiſierung des Friedens“ dienen, 
ſondern nur noch mehr Unruhe in das unruhige Europa 
bringen. Denn indem ſie den Unterſchied zwiſchen Siegern 
und Beſiegten verewigen möchte, wird ſie nur um ſo 
entſchloſſenere Gegenwehr finden. Gerade von dieſem Ge— 
ſichtspunkte aus geſehen wäre es beſſer geweſen, wenn die 
Kleine Entente andere Wege zur Erhaltung des Friedens ge⸗ 
gangen wäre. 


Mißglückter Vorſtoß gegen Oſterreich 


Durch irgendwelche Angebereien, die zweifellos auf die Kleine 
Entente, insbeſondere die Tſchechoſlowakei, zurückzuführen find, hat 
die Gffentlichkeit davon erfahren, daß von Italien Waffen- 
transporte nach Öfterreich gekommen find. Es handelt fih dabei 
um etwa 50 000 Gewehre und 200 Maſchinengewehre, die den 
Italienern nach der Auflöſung der öſterreichiſch-ungariſchen Armee 
in die Hände gefallen waren, nun in den Fabriken von Hirten- 
berg und Steyr repariert und dann angeblich nach Ungarn weiter⸗ 
befördert werden ſollten. Dieſen Vorfall hat die Kleine Entente 
benutzt, ein regelrechtes Aeſſeltreiben gegen Gſterreich zu ver- 
anſtalten, wobei ſie nicht nur von der Preſſe, ſondern auch von 
den amtlichen Stellen Frankreichs nachdrücklichſt unterſtützt wor⸗ 
den ift. Es ift gegen Öfterreich der Vorwurf erhoben worden, 
daß es gegen die Beſtimmungen des Friedensdiktates von 
St. Germain Waffenfabriken unterhalte und den Transport von 
Waffen zugelaſſen habe. Von öſterreichiſcher Seite iſt dazu erklärt 
worden, daß es fih bei den Gewehren um ganz geringfügige Repa- 
raturen handle, die in jeder Fabrik vorgenommen werden könnten 
und keine techniſche Einrichtung einer Waffenfabrik zur Voraus- 
ſetzung hätten. Die öſterreichiſche Regierung ſelbſt habe von dieſen 
Waffentransporten keine Kenntnis gehabt, ſondern es ſeien damit 
nur die zuſtändigen finanze und Zollbehörden befaßt geweſen. 
Im übrigen ſeien nach den Beſtimmungen des Friedensdiktates 
derartige Transporte nicht verboten. Dieſe Erklärungen haben die 
Kleine Entente und auch ihren franzöſiſchen Protektor nicht be⸗ 
friedigt. Es kam ihnen ja auch nicht darauf an, dieſe Affäre 
in freundſchaftlicher Weiſe beizulegen, ſondern ſie zu einer großen 
politiſchen Aktion aufzubauſchen. Dazu ſchien die Gelegenheit um 
fo günftiger zu fein, als man das ſchwache und wehrloſe Oſterreich 
in der heftigſten Weiſe angreifen konnte, dabei aber den ſtärkeren 
Gegner meinte, an den man ſich doch nicht recht heranwagte. Man 
kann ſich des Eindrucks nicht erwehren, daß es ſich hierbei um ein 
allerdings verunglücktes Debut der Kleinen Entente in ihrem neuen 
»Gewande handelt. Nur fo findet die Note eine gewiſſe Erklärung, 
nicht Entſchuldigung, die der franzöſiſche und ſonderbarerweiſe auch 
der engliſche Geſandte der öſterreichiſchen Regierung am 11. Februar 
d. J. übergaben und worin in verletzender und ultimativer Form 
die Kückbeförderung der Waffen an den Abſender und bei Der- 
weigerung der Zurücknahme ihre Zerjtörung gefordert wird. Es 
wird ferner eine ſtrenge Unterſuchung über etwa ſchon nach Ungarn 


beförderte Waffen verlangt und, was wohl in der Geſchichte einzig 


daſteht, es werden auch Beweiſe für die Erfüllung dieſer Forde⸗ 
rungen und ſogar eine eidesſtattliche Derficherung der Regierung 
ſelbſt gefordert. Zur Durchführung all dieſer Forderungen wird 
eine Friſt von zwei Wochen feſtgeſetzt. 


Durch eine große italieniſche Zeitung iſt dieſes Dokument der 
Offentlichkeit bekanntgegeben worden. Allem Anſchein nach war be- 
abſichtigt, es geheimzuhalten, weil man ſich wohl auch auf ſeiten 
der Urheber der Ungeheuerlichkeit, die es darſtellt, durchaus bewußt 
war. So hat denn auch die Note überall, wo das Gefühl für 


Recht und Gerechtigkeit auch in der Politik nicht verlorengegangen 
iſt, große Empörung hervorgerufen. Es iſt unbegreiflich, wie 
gerade Frankreich, das trotz ſeiner moraliſchen und rechtlichen 
Verpflichtungen bisher noch nichts zur militäriſchen Abrüſtung bei⸗ 
getragen, ſondern im Gegenteil, nicht nur fich ſelbſt, ſondern afich 
ſeine Verbündeten in einem ungeheuerlichen Maße aufgerüſtet hat, 
und das die ungezählten Waffenlieferungen der Tſchechoſlowakei 
niemals irgendwie beanſtandet hat, fih das Recht dazu anmaßt, 
dem völlig abgerüſteten Oſterreich, deffen Friedenswillen außer 
allem Zweifel jteht, ſolche Zumutungen zu ſtellen. Die Note ift 
ein bedauerlicher Rückfall in die Zeit kurz nach dem Kriege und 
ſteht, nach Form und Inhalt, in keinem Derhältnis zu der an 
fih geringfügigen Angelegenheit. Für Öfterreich handelt es fich 
dabei zweifellos um einen rein geſchäftlichen Vorgang, von dem 
es ſich einen Nutzen verſprach. Wenn ſich nun die Note auch 
auf das Friedensdiktat bezieht, ſo iſt es ſicherlich ein Mißbrauch 
der an fih harten Beſtimmungen, wenn man ein Land wie Öiter- 
reich auf dieje Weiſe auch wirtſchaftlich ſchädigen will. Öfterreich 
hat die beleidigende Behandlung mit Recht zurückgewieſen und 
kann mit Stolz darauf hinweiſen, daß es in diefer Sache nicht nur 
die Sympathien der deutſchen Volksgenoſſen, ſondern der ganzen 
Welt auf ſeiner Seite hat. Aber auch in England und Frankreich 
ſcheint man über das Scho, das dieſe Note in der welt gefunden 
hat, aufs peinlichſte betroffen zu ſein. Nach verſchiedenen be⸗ 
ruhigenden Erklärungen haben der franzöſiſche und engliſche Ge⸗ 
ſandte den öſterreichiſchen Bundeskanzler wiſſen laſſen, daß die 
Note nicht ſo unfreundlich gemeint ſei. Inzwiſchen hat der eng⸗ 
liſche Außenminiſter im Unterhaus erklärt, daß Italien zur 
Zurücknahme der Waffen bereit ſei, womit er die Angelegenheit 
als erledigt anſehe. Nachdem alſo England und Frankreich ſich 
plötzlich eines Beſſeren beſonnen haben und von der Note abgerückt 
find, wird die Affäre vorausſichtlich bald eine endgültige Beilegung 
finden. Daran wird auch die OGppoſition der Kleinen Entente und 
das ungeſchickte perſönliche Vorgehen des Generaldirektors der 
Bundesbahnen, der inzwiſchen verſucht hat, das Geſchäft für ſein 
Inſtitut weiter auszunutzen, wohl kaum noch etwas ändern können. 
Die öſterreichiſche Regierung wird auf die Note überhaupt nicht 
mehr antworten, ſondern den franzöſiſchen und engliſchen Geſandten 
nur ſeinerzeit mündlich davon verſtändigen, daß die Kückbeförderung 
der Waffen nach Italien erfolgt fei. Damit hat ſich der Rechts 
ſtandpunkt, den die öſterreichiſche Regierung von vornherein vertreten 
hatte, voll durchgeſetzt. 

Es iſt ſicherlich kein Zufall, daß dieſe Affäre Hirtenberg 
gerade in die Seit fällt, wo in Genf über die Gleichberechtigung 
verhandelt wird und die Kleine Entente neue großzügige Pläne 
ſchmiedet. Man wollte Öjterreich zeigen, daß es fein Beil nur 
bei der Kleinen Entente, anderswo nur ſein Unheil finden kann. 
Aber die tatſächliche Wirkung ihres Vorgehens aber werden ſich 
inzwiſchen auch die Drahtzieher hinlänglich bewußt geworden ſein. 
Gſterreich wird hinfort feinen falſchen Freunden gegenüber noch 
mehr als bisher auf der Hut ſein. 


Nationale Bauernpolitik 


Man wird den Bemühungen um Wiederaufrichtung der 
deutſchen Landwirtſchaft nicht gerecht, wenn man ſie unter anderem 
als dem leitenden Geſichtspunkt ſieht: Agrarpolitik muß in 
Deutſchland Bauernpolitik ſein. Von der Geſamtzahl aller 
landwirtſchaftlichen Betriebe in Höhe von 3,1 Millionen find über 
5 Millionen Bauernbetriebe in einer Größenklaſſe von unter 
200 Hektar. Die wichtigſten Erzeugniſſe bäuerlicher Wirtſchaft find 
die der Viehzucht. Daher find die Bauernbetriebe beſonders ftar? 
an der Preisgeſtaltung tieriſcher Erzeugniffe 
intereſſiert. Nach den Ermittlungen des Deutſchen Landwirtſchafts⸗ 
rats ſtammen in den bäuerlichen Betrieben 28—45 v. H. der Ein- 
nahmen aus dem Verkauf von Ackererzeugniſſen, 54—69 v. H. der 
Einnahmen aus der Viehwirtſchaft. In den Großbetrieben hin- 
gegen fließen 55—59 v. H. der Einnahmen aus dem Ackerbau und 
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40—45 v. H. aus dem Verkauf tieriſcher Erzeugniſſe. Dieſe Ziffern 
zeigen einmal, daß das Schwergewicht der Bauernwirtſchaft auf der 
Viehzucht ruht; fie lehren ferner aber, daß ſchließlich alle 
Produktionszweige für alle Betriebsgrößen wichtig find. Einen 
Intereſſengegenſatz zwiſchen Klein- und Großbetrieb in der Land- 
wirtſchaft gibt es alſo nicht. $ 

Geſamtwirtſchaftlich geſehen ift jedoch die Diehwirt- 
ſchaft ihrem Produktionswert nach bedeutfamer als der Ge⸗ 
treidebau. In dem vielleicht als Normaljahr der Nachkriegs⸗ 
zeit anzuſprechenden Wirtſchaftsjahr 1927/28 verteilten ſich die Ge⸗ 
ſamteinnahmen der Landwirtſchaft wie folgt: auf Schlachtvieh, 
Milch und Eier entfielen etwa 8,5 Milliarden RM., auf Getreide 
2,2 Milliarden, auf Kartoffeln, Zuckerrüben uſw. etwa 1,3 Mil- 
liarden. Die große Bedeutung der deutſchen Diehwirtfchaft für 
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die geſamte Volkswirtſchaft wird aber noch weſentlich unterjtrichen, 
wenn man ihren Produktionswert vergleicht mit denen einiger 
induſtrieller Erzeugungszweige Deutſchlands. Beiſpielsweiſe 
hatte die geſamte Steinkohlenförderung im Jahre 1929 einen 
Wert von 2,5 Milliarden, die Braunkohlenförderung von 0,5 Mil- 
liarden, die Produktion der Hochofenwerke von 1,0 Milliarden. 
Man könnte alfo fagen: bei der deutſchen Viehwirtſchaft handelt 
es ſich tatſächlich um den größten „Induſtriezweig“, über den 
Deutſchland verfügt. Leidet er Not, fo bedeutet das nicht nur 
eine Angelegenheit des Bauernſtandes, es zieht auch für die Ge⸗ 
ſamtwirtſchaft ſchwerſte Folgen nach fih. Der ungeheure Preis» 
ſturz der viehwirtſchaftlichen Erzeugniſſe alſo traf die Landwirt⸗ 
ſchaft und insbeſondere die Bauernbetriebe ins Lebensmark und 
bedrohte darüber hinaus das geſamte Gefüge der Volkswirtſchaft. 
Schnelles Handeln tat not. 

Die Reichsregierung hat daher unverzüglich geeignete Maß⸗ 
nahmen ergriffen. Sie hat zunächſt der Landwirtſchaft eine Atem⸗ 
pauſe verſchafft, damit in Ruhe alle weiteren Rettungsmaßnahmen 


durchgeführt werden können. Dieſe Atempauſe brachte eine Der- 
ordnung des Reichspräſidenten vom Februar, die einen weitgehen⸗ 
den VDollſtreckungsſchutz bis zum 51. Oktober 1955 ein⸗ 
geführt hat. Gleichzeitig ift eine Reihe poſitiver Maßnahmen 
ergriffen worden, insbeſondere auf dem Gebiet der bäuerlichen 
Veredelungswirtſchaft. So wurden die Sölle für 
Lebendvieh, Fleiſch und Schmalz weſentlich erhöht. Im 
Anſchluß daran ſind auch entſprechende Maßnahmen zugunſten der 
deutſchen Fettwirtſchaft und der heimiſchen Käſe⸗ 
produktion eingeleitet worden. Erwähnt fei ferner, daß u. a. 
auch der Follſchutz für Eier und eine Reihe anderer Lebensmittel 
ebenfalls Derjtärtung erfährt. Darüber hinaus find auf dem Gebiet 
der Getreidewirtſchaft neuerdings weitere Maßnahmen, 
insbeſondere im Sinne einer Erſchließung zuſätzlicher Abſatzmöglich⸗ 
keiten für Getreide, in Angriff genommen worden. Das alles fügt 
ſich in das Geſamtbild einer Agrarpolitik ein, die den entſchloſſenen 
Willen erkennen läßt, dem deutſchen Bauern den Weg in eine 
beſſere Zukunft freizumachen — zum Nutzen der Bauernſchaft und 
der geſamten Volkswirtſchaftt). 


Milderung ſozialer 


I. 

Der Reichspräſident und die Reichsregierung halten es für eine 
der vordringlichſten Aufgaben, die durch die Notverordnungen ent⸗ 
ſtandenen Härten ſobald als möglich zu beſeitigen oder aber wenig⸗ 
ſtens zu mildern. Die 4. Notverordnung vom 8. Dezember 1951 hatte 
u. a. auch beſtimmt, daß die Renten aus der Sozialverſicherung 
neben Krankengeld von mindeſtens einmonatiger Dauer, Verletzten⸗ 
renten aus der Unfallverſicherung, Renten aus der Reichs verſorgung 


und Beamtenpenſionen bis zur Höhe dieſer Bezüge zu ruhen haben. 


Aus dieſer Dorjchrift haben fih eine Reihe von unerträglichen 
Härten ergeben. Beſonders hart wirkten ſich die Ruhensvorſchriften 
für die Kriegsopfer und deren Hinterbliebene aus. Immer wieder 
wurde darauf hingewieſen, daß das vollſtändige Ruhen der Renten 
deshalb ungerechtfertigt fei, weil auf die Leiſtung aus der Sozial- 
verſicherung durch die eigenen Leiſtungen ein Rechtsanſpruch ent⸗ 
ſtanden fei. Dieſer Rechtsanſpruch könne nicht, ſolange die Gegen⸗ 
leiſtung vorliege, durch ein Geſetz ausgelöſcht werden. Die Reihs- 
regierung hat ſich dieſen Argumenten nicht verſchloſſen. Durch die 
Verordnung des Reichspräſidenten zur Milderung von Härten in der 
Sozialverfiherung und in der Neichsverforgung vom 18. Februar 
1955 (Neichsgeſetzbl. I S. 69) find insbeſondere für die Kriegsopfer 
die Härten weſentlich gemildert worden. Aus finanziellen Gründen 
war es leider nicht möglich, völlig die Ruhensvorſchriften zu be⸗ 
ſeitigen. Die Verordnung beſtimmt nunmehr, daß neben den Be- 
zügen aus den Verſorgungsgeſetzen oder neben Bezügen auf Grund 
verſicherungsfreier Beſchäftigung vom 1. April 1955 der ruhende 
Teil dieſer Renten weder zwei Drittel noch den Betrag von 50 RM 
überſteigen darf. Es verbleibt dem Berechtigten ſomit neben ſeinen 
Verſorgungsgebührniſſen mindeſtens ein Drittel feiner Bezüge aus 
der Sozialverficherung, während diefe Bezüge bisher unter Umſtänden 
im vollen Umfange wegfielen. Eine entſprechende Regelung gilt für 
penſionierte Beamte, die neben ihrer Penſion Anſpruch auf Bezüge 
aus der Sozialverſicherung haben. Naturgemäß entſtehen dadurch 
den Trägern der Invalidenverſicherung erhebliche Mehrkoſten, die 
wohl auf 15 Millionen Rm zu veranſchlagen find. Um dieſen Be- 
trag erhöht ſich der Beitrag des Reichs zur Invalidenverſicherung. 
Durch die genannte Notverordnung wird die für den Anſpruch auf 
Kinderzulage und Waiſenrente nach dem Reichsverſorgungsgeſetz 
maßgebende Altersgrenze vom 15. auf das 16. Lebensjahr erhöht. 
In den Durchführungsbeſtimmungen zu der neuen Notverordnung 
werden Erleichterungen für den Fall vorgeſehen, daß die Bekufs⸗ 
ausbildung erſt nach Vollendung des 16. Lebensjahres beginnt. Nun⸗ 
mehr kann die Kinderzulage für Schwerbeſchädigte und die Waiſen⸗ 
rente auch dann gewährt werden, wenn die Dorausſetzungen der 
Schul- und Berufsausbildung ſpäteſtens bis zum Ablauf von feds 
Monaten nach Vollendung des 16. Lebensjahres erfüllt ſind. Das 
gilt auch, wenn das Kind innerhalb von 6 Monaten nach der Schul- 
entlaſſung oder innerhalb von 6 Monaten nach Wegfall der wegen 
Gebrechlichkeit gewährten Kinderzulage oder Waiſenrente in die Be⸗ 
rufsausbildung eintritt. Im allgemeinen ſind Kinderzulagen und 
Waiſenrenten nach Vollendung des 16. Lebensjahres wegen Schul- 
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oder Berufsausbildung immer dann weiter zu bewilligen, wenn ohne 
Gewährung die Durchführung der Shul- oder Berufsausbildung in 
Frage geſtellt wäre. Alle dieſe Bezüge laufen bis zum 21. Lebens⸗ 
jahr. ; 
Gleichzeitig mit der Notverordnung find vom Reichsarbeits⸗ 
miniſter auf den Gebieten der Neichsverforgung auf dem Der- 
waltungswege eine Reihe von Erleichterungen angeordnet 
worden. Biervon fei folgendes hervorgehoben: : 


Es hat fih gezeigt, daß Derjorgungsberechtigte, die eine Kapital- 
abfindung zum Erwerb eines Eigenheims erhielten, durch die 
Kürzung der Verſorgungsgebührniſſe, durch Verſchärfung der 
Ruhensvorſchriften, Abbau der Gehälter und Löhne ſowie Verluſt 
der Arbeitsſtellen vielfach nicht mehr in der Lage ſind, die mit dem 
Grundſtück verbundenen Laſten aufzubringen. Sie laufen daher Ge⸗ 
fahr, den Grundbeſitz durch Swangsverfteigerung zu verlieren. Um 
dieſem Kreis der Kriegsopfer zu helfen, werden die Hauptver- 
ſorgungsämter ermächtigt, im Einzelfalle Unterſtützungen zur Ab» 
wendung der Swangsvollſtreckung bis zum Betrage von 500 RM zu 
bewilligen. Die Bewilligung höherer Beträge hat fih der Reichs- 
arbeitsminiſter vorbehalten. In den für die Bewilligung maßgeben⸗ 
den Richtlinien wird betont, daß durch die Unterſtützungen die Über- 
windung der gegenwärtigen Notzeit ermöglicht werden ſoll. Es darf 
aber nicht außer acht gelaſſen werden, daß eine Unterſtützung dann 
nicht bewilligt werden kann, wenn bei der Höhe der Schuldenlaſt 
oder unter ſonſtigen Umſtänden die Erhaltung des Beſitzes ausge- 
ſchloſſen ift. Daß die Zwangsvollſtreckung bereits eingeleitet ift, ift 
nicht erforderlich, es genügt, daß nach der Lage der Derhältniffe mit 
der Zwangsverſteigerung zu rechnen ift. Geſuche um Unterſtützungen 
ſind bei den Fürſorgeſtellen für Kriegsbeſchädigte und Kriegerhinter⸗ 
bliebene oder bei den Verſorgungsämtern einzureichen. Das Reich 
hat für die Gewährung ſolcher Unterſtützungen 1 Million AM 
bereitgeſtellt. 


Die nach dem Keichsverſorgungsgeſetz verſorgten Witwen, die 
nicht mehr für Kinder zu ſorgen haben, erhalten künftig, in größerem 
Umfange als bisher, Zuſatzrenten. Die Mehrkoſten hierfür betragen 
jährlich 1 bis 2 Millionen Rm. Durch den Erlaß vom 21. Oktober 
1952 waren die Derjorgungsämter ermächtigt worden, nach Mak- 
gabe der zur Verfügung geſtellten Beträge begabten und fleißigen 
Kriegerwaifen, die nach Vollendung des 21. Lebensjahres und dem 
Wegfall der Waiſenrente im Winterſemeſter 1952/35 noch eine Hoc 
oder Fachſchule beſuchten, im Falle des Bedürfniſſes eine einmalige 
Unterſtützung in Höhe von 100 RM zu gewähren. Der Betrag von 
100 Rm wird nunmehr auf 150 RM erhöht. Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter hat die Verſorgungsämter erſucht, für Waiſen, die auf 
Grund des erwähnten Erlaſſes eine Unterſtützung bereits erhalten 
haben, den Betrag von 50 RM nachträglich zu zahlen. Endlich find 


) Eine eingehende Harſtellung der Maßnahmen der Reichsregierung zur 
Wiederaufrichtung der Landwirtſchaft enthält die von der Reichszentrale für Heimat- 
dienſt ſoeben herausgegebene Broſchüre: „Um die Rettung des deutſchen 
Bauern — Agrarpolitik von heute und morgen“, die koſtenlos bezogen werden kann. 
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auch die Beſtimmungen über Zuſchüſſe für ehemalige Offiziere des 
Friedens- und Beurlaubtenſtandes und ihre Hinterbliebenen gemil⸗ 
dert worden. So ift die Höchſtgrenze der Geſamtbezüge für Witwen 
von 155 Rm auf 145 RM erhöht worden. 

Die geſamten Maßnahmen erfordern einen Mehraufwand von 
etwa 50 Millionen RM jährlich. Bei Veröffentlichung der Not- 
verordnung hat die Reichsregierung betont, daß fie auf dem Wege 
der Beſeitigung von Härten weitergeht, ſoweit es die finanzielle 
Lage geſtattet. Auch der Herr Reichspräſident hat es ſehr begrüßt, 
daß die Reichsregierung ihm bereits jetzt einen weſentlichen Schritt 
auf dieſem Wege vorgeſchlagen hat. Er hat weiter ſeine beſondere 
perſönliche Anteilnahme an dem Fortgang dieſer Arbeiten der 
Reichsregierung bekundet. 


II. 


Die Abſicht der Reichsregierung, ſoziale Härten zu mildern, 
kommt auch in der Ermäßigung der Krankenſcheingebühr zum Uus- 
druck. Sinn und Sweck des Krankenſcheins iſt es, unberechtigte Aus⸗ 
nutzung der Krankenverſicherung zu verhindern und den Derficherten 
an ſparſamer Inanſpruchnahme der Derficherungsleiftungen zu inter⸗ 
eſſieren. Aus demſelben Grunde läßt auch die private Kranten- 
verſicherung den Derficherten 20—25 v. H. der Heilverfahrenskoſten 
ſelbſt tragen. Das deutſche Sozialverſicherungsrecht ſchrieb durch 
Geſetz vom Jahre 1925 eine Beteiligung der Derficherten an den 
Arzneikoſten in Höhe von ein Zehntel bis ein Fünftel dieſer Koſten 
vor, Ferner erlaubte 8 187 b der Reichsverſicherungsordnung den 
Krankenkaſſen, durch die Satzung die Löſung eines gebühren- 
pflichtigen Krankenſcheins vorzuſchreiben. Von dieſer Befugnis 
ſahen die meiſten Krankenkaſſen in Seiten günſtiger Wirtſchaftslage 
ab. Als aber die Wirtſchaftskriſe dazu zwang, Hemmniſſe gegen 
eine ungebührliche Inanſpruchnahme der Kranfenverficherung auf⸗ 
zurichten, wurde durch die Notverordnung vom 26. Juli 1930 die 
Erhebung der Krankenſcheingebühr zur Pflicht gemacht, und ſtatt 
der prozentualen Beteiligung an den Arzneikoſten wurde eine Ge⸗ 
bühr für das Verordnungsblatt in Höhe von 50 Rpf. vorgeſchrieben. 
Hiernach hatte der Derficherte für die Krankenhilfe einen Kranken⸗ 
ſchein zu löſen. Die Gebühr hierfür betrug bisher 50 Rpf. Die 
Gebühr konnte allerdings durch die Satzungen für Derficherte mit 
einem Grundlohn von nicht mehr als 4 RM täglich bis auf 25 Rpf. 
ermäßigt, für Derficherte mit einem Grundlohn von mehr als 7 RM. 
jedoch auf 75 Rpf. erhöht werden. Don der Herabfegung ift aber 
nur in ganz geringem Umfange Gebrauch gemacht worden. Befreit 
von der Entrichtung der Gebühr waren Arbeitsloſe (Haupt-, Krijen- 
und Wohlfahrtsunterſtützungsempfänger), Empfänger von Invaliden⸗ 
rente, Angeſtelltenruhegeld, Schwerverletzten⸗ oder Schwerbeſchädigten⸗ 
rente, Tuberkulöſe und Geſchlechtskranke, die von der Fürſorge⸗ 
oder Beratungsſtelle eine Beſcheinigung über ihre Bedürftigkeit bei⸗ 
brachten. Dadurch war mehr als ein Drittel aller Derficherten von 
der Gebührenpflicht befreit. Ahnliche Vorſchriften galten auch für 
die Arzneikoſtenbeteiligung, die jedoch hier nicht näher dargelegt zu 
werden brauchen, weil diefe Vorſchriften unberührt geblieben find. 

welche finanzielle Entlaſtung der Urankenſchein den Kranten- 
kaſſen gebracht hat, läßt ſich naturgemäß nur ſehr ſchwer abſchätzen. 
Man darf aber annehmen, daß doch dadurch eine erhebliche Aus⸗ 
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gabenbeſchränkung eingetreten ift. Die Beiträge zur Urankenver⸗ 
ſicherung find gegenüber dem Jahre 1929 im Keichsdurchſchnitt um 
rd. 1 v. H. des Lohnes geſenkt worden. Dieſer Beitragsſatz konnte 
trotz des ſtändigen Lohnrückgangs durchgehalten werden. Im Jahre 
1929 betrug der Beitrag zur Krankenverſicherung im Reichsdurd- 
ſchnitt auf den Kopf eines Derficherten 98 RM., im Jahre 1931 
wurden nur noch 74 RM. erhoben; nach dem bisher vorliegenden 
Ergebnis dürfte dieſer Betrag im Jahre 1952 auf etwa 60 RM. 
geſunken ſein. Es iſt alſo im ganzen eine Erſparnis von 24 RM. 
im Jahre 1951 und von mehr als 36 RM. im Jahre 1932 ein⸗ 
getreten. Davon kamen den Derficherten zwei Drittel, alfo 16 und 
24 RM. zugute, während der Reit auf den Arbeitgeber entfällt. 
Don dieſen erſparten Summen ift die Belaſtung durch die Kranken- 
ſcheingebühr mit wohl jährlich höchſtens 3 RM. abzuziehen. Was den 
Krankenſtand anbelangt, ſo iſt er gegenüber 1929 ebenfalls ſtark 
geſunken. Natürlich kann nicht behauptet werden, daß dieſe Er⸗ 
gebniſſe allein auf die Krankenſcheingebühr und die Arzneikoſten⸗ 
beteiligung zurückzuführen ſind. Gerade bei der Betrachtung des 
Rückgangs der Krankmeldungen wird man die Tatſache nicht über- 
ſehen dürfen, daß wahrſcheinlich auch eine Reihe von Menſchen, 
die an ſich krank waren, wegen verſchiedener Umſtände ſich nicht 
krank meldeten. Der Vollſtändigkeit halber ſei nur erwähnt, daß 
die Krankenſcheingebühr 1951 etwa 17 Millionen RM. erbracht hat. 


Das Keichskabinett ſtand nun vor der ſchweren Frage, welche 
Auswirkungen der vollſtändige Wegfall der Krankenſcheingebühr 
hätte. Es mußte vor allen Dingen bedacht werden, daß bei der 
geſpannten finanziellen Lage der meiſten Krankenkaſſen eine erheb- 
liche Ausgabenvermehrung beſtimmt zu einer Beitragserhöhung ge⸗ 
führt hätte. Das aber gerade wollte das Kabinett im Intereſſe der 
arbeitenden Bevölkerung unter allen Umſtänden vermeiden. Die 
Reichsregierung mußte auch um deswillen dieſer Gefahr vorbeugen, 
weil ſie entſchloſſen iſt, die Invalidenverſicherung zu ſanieren und 
zu retten. Deren finanzielle Bedrängnis iſt bekannt. Soll dieſe über⸗ 
wunden werden, ſo wird ſich nicht umgehen laſſen, dieſer Ver⸗ 
ſicherung neue Mittel zur Verfügung zu ſtellen. Auch aus dieſem 
Grunde mußte die Gefahr der Beitragserhöhung in anderen Der- 
ſicherungszweigen gebannt werden. Die Reichsregierung konnte da⸗ 
her zunächſt nur das Siel aufſtellen, grundſätzlich die Krankenſchein⸗ 
gebühr zu beſeitigen. Bis zur Erreichung des Sieles mußte aber 
ein Mittelweg eingeſchlagen werden. Die Krankenſcheingebühr wird 
nunmehr — vorausſichtlich vom 1. März ab — auf 25 Rpf. herab- 
geſetzt. Außerdem wird die Befreiung von der Gebühr auf die 
Fälle ausgedehnt, in denen die bisher ſchon Befreiten (alſo Arbeits⸗ 
loſe, Rentenempfänger uſw.) die Leiſtungen der Krankenverſicherung 
für ihre Familienangehörigen in Anſpruch nehmen. Damit ſind 
zweifellos Milderungen erreicht, die gerade dem bedürftigſten und 
ärmſten Teil der deutſchen Bevölkerung zugute kommen. Das 
Kabinett hat weiter beſchloſſen, in eine ſofortige ſorgfältige Prüfung 
darüber einzutreten, ob nicht durch Verwaltungsreformen und 
ſonſtige Einſparungen der Ausfall beim Wegfall der ganzen 
Krankenſcheingebühr wettgemacht werden kann. Sweifellos wird 
fih der Reichsarbeitsminifter ſofort dieſer neuen Aufgabe zuwenden 
und verſuchen, ſie recht bald zu einem günſtigen Abſchluß zu 
bringen. 
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Ein neuer Schlag gegen das Sudetendeutſchtum 


Der Brünner Volksſportprozeß, der durch die Derurteilung von 
ſieben jungen Sudetendeutſchen zu ſchweren Freiheitsſtrafen wegen 
angeblichen Landesverrats in weiten deutſchen Kreijen die größte 
Erregung hervorgerufen hat, ſoll nun eine noch unverſtändlichere 
Fortſetzung finden. Das Prager Abgeordnetenhaus hat nach ſehr 
ſcharfen Auseinanderſetzungen dem Antrag des Staatsanwalts auf 
Auslieferung von vier Abgeordneten der Vationalſozialiſtiſchen 
Partei, die in irgendeine Beziehung zum Dolksſport gebracht 
werden, ſtattgegeben. Die Abgeordneten werden ſich alſo demnächſt 
gleichfalls vor dem Gericht zu verantworten haben. 

Damit nimmt dieſer Juſtizſkandal noch groteskere Formen an. 
Bekanntlich hat der Prozeß trotz des aufgebotenen ungeheuren 
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Apparats nicht den geringſten Beweis irgendeiner ſtrafbaren Hand- 
lung der Angeklagten erbringen können. Ihre Verurteilung iſt 
einzig und allein auf Grund eines geheimen Gutachtens des tſchechi⸗ 
ſchen Generalſtabs erfolgt, worin behauptet wird, die Organi- 
ſationen der S. A. und S. S. der Vationalſozialiſtiſchen Partei 
Deutſchlands hätten militäriſchen Charakter, der ſich u. a. ſchon aus 
ihrer engen Verbindung mit der Reichswehr ergäbe. Mit dieſen 
Organiſationen habe der Volksſport enge Beziehungen unterhalten 
und ſich deshalb des Landesverrats ſchuldig gemacht. Dieſes allein 
ausſchlaggebende Gutachten trägt durch ſeine willkürlichen Kom⸗ 
binationen ſo ſehr den Stempel eines bezahlten Machwerks der 
tſchechiſchen Spionage an ſich, daß es ſich erübrigen würde, ſich 
damit zu befaſſen, wenn damit nicht die Gefängnisſtrafen vieler 
junger Deutſchen begründet würden. Jeder unbefangene Beobachter 


dichtete Verbindung mit der Reichswehr. 
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weiß, daß die nationalſozialiſtiſchen Organiſationen nicht das Ge⸗ 
ringſte mit militäriſchen Dingen zu tun haben, ſondern ausſchließlich 
einen Parteiſchutz darſtellen, wie er auch anderen Parteien im inner⸗ 
politiſchen Kampf zur Seite ſteht. Vollends lächerlich iſt ihre er⸗ 
Es iſt klar, daß das 
Gutachten nur den Vorwand hergeben ſollte, um einen Schlag gegen 

das Sudetendeutſchtum zu führen. Es ſollten hier nicht Verbrechen, 
ſondern die Geſinnung beſtraft werden, und der Prozeß wurde nicht 
gegen die Nationalſozialiſtiſche Partei in der Tſchechoſlowakei, fon- 
dern gegen das Deutſchtum überhaupt geführt. Die Auslieferung 
der Abgeordneten einer Partei, die vielleicht manchmal ſehr tempe⸗ 
ramentvoll, niemals aber illegal war, muß dieſen Eindruck nur noch 
verſtärken. 

Dr. Beneſch betont ja gern von Zeit zu Zeit die freundſchaft⸗ 
lichen Beziehungen der Tſchechoſlowakei zum Deutſchen Reich. Er 
iſt ſicherlich ſo klug, zu wiſſen, daß auch die freundſchaftlichen 
Beziehungen von Regierung zu Regierung nur dann von Dauer ſein 
können, wenn fie durch ein freundſchaftliches Verhältnis von Volk 
zu Volk untermauert werden. Das Brünner Fehlurteil und ſein 
parlamentariſches Nachſpiel ſind aber keineswegs geeignet, die 
Freundſchaft des deutſchen Volkes zum tſchechiſchen zu fördern. 


Der neue landwirtſchaftliche vollſtreckungsſchutz 


Durch Verordnung des Keichspräſidenten vom 14. Februar 1955 
ift der landwirtſchaftliche Vollſtreckungsſchutz weſentlich erweitert 
und auf eine neue Baſis geſtellt worden. Es iſt grundſätzlich be⸗ 
ſtimmt, daß Swangsverſteigerungen landwirtſchaftlicher, forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher und gärtneriſcher Grundſtücke in der Seit bis zum 
51. Oktober 1955 nicht durchgeführt werden dürfen. Ebenſo ſind 
bis zum 51. Oktober 1955 wegen Geldforderungen SZwangsvoll⸗ 
ſtreckungen von Gegenſtänden des beweglichen Vermögens, die einem 
der genannten Betriebe dienen oder zum Hausrat des Betriebsinhabers 
und ſeiner Familie gehören, nicht zuläſſig. Ausnahmen von dieſer 
grundſätzlichen Regelung ſind in den gleichzeitig erlaſſenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen feſtgelegt worden. Der grundlegende Unter⸗ 
ſchied gegenüber dem bisherigen Recht über den landwirtſchaftlichen 
Vollſtreckungsſchutz beſteht demnach darin, daß der in allen forma- 
lien meiſt ungewandte Landwirt keinerlei Initiative mehr zu ent⸗ 
falten braucht, um in den Genuß des Dollſtreckungsſchutzes zu ge⸗ 
langen. Er braucht nicht mehr wie bisher bei dem zuſtändigen Ge⸗ 
richt zur Erreichung des Vollſtreckungsſchutzes vorſtellig zu werden, 
ſondern ift vielmehr durch das Geſetz gegen Swangseingriffe der 
Gläubiger geſchützt. Lediglich beſtimmten Gläubigerſchichten iſt das 
Recht eingeräumt worden, unter beſtimmten Dorausfegungen beim 
Gericht eine Außerkraftſetzung der Schutzbeſtimmungen zu erwirken. 
In Zukunft muß ſich alſo in der Regel nicht mehr der Landwirt, 
ſondern der Gläubiger mit dem Gericht auseinanderſetzen. 

Gläubiger erſter Hypotheken können die vorzeitige Fortſetzung 
des Zwangsverfteigerungsverfahrens beantragen, wenn der Schuldner 
bei Inkraftreten dieſer Verordnung mit wiederkehrenden Leiſtungen 
im Rüdftande war und nach dieſem Zeitpunkt mit einem weiteren 
Betrag im Rückſtande bleibt. Ein ſolcher Antrag ift jedoch ab- 
zulehnen, wenn der Schuldner infolge außergewöhnlicher Verluſte 
(Unwetter, Viehſeuchen, allgemeiner Preisſtand der Erzeugniſſe) zu 
der Zahlung außerſtande iſt. Entſprechend iſt die Regelung für Be⸗ 
triebskredite, die nach dem 50. Juni 1951 gewährt wurden⸗ und für 
Forderungen aus Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen, die nach dem 
50. Juni 1951 erfolgten. 

Für die Gläubiger wichtig iſt ferner die Beſtimmung, daß auf 
Antrag des Gläubigers das Vollſtreckungsverfahren fortgeſetzt mwer- 
den darf, wenn eine ordnungsmäßige Wirtſchafts⸗ 
führung bis zur Einbringung der Ernte durch den Betriebs- 
inhaber nicht zu erwarten iſt. : 

Aus dem Oſthilfeverfahren vor Erlaß dieſer Verordnung als 
ſanierungsunfähig entlaſſene Betriebe genießen den neuen Poll- 
ſtreckungsſchutz nicht, wenn nach erneuter Prüfung eine Entſchul⸗ 
dung des Betriebes ausſichtslos erſcheint. 

Der Zwangsvollſtreckungsſchutz für bewegliches Vermögen er- 
ſtreckt fih nicht auf geſetzliche Unterhaltsanfprüce, die nach dem 
51. Dezember 1952 fällig geworden find, auf Anſprüche auf Lohn, 
Koſtgeld und andere Dienſtbezüge, auf Anſprüche aus Derficherungs- 
verträgen und bevorrechtigte Düngemittel⸗ und Saatgutkredite. 

Steuern und öffentliche Abgaben, Leiſtungen aus erſtſtelligen 
Hypotheken und Forderungen aus Betriebskrediten unterliegen dem 
Vollſtreckungsſchutz für bewegliches Vermögen, wenn durch die 
Swangsvollſtreckung Mittel entzogen würden, die zur ordnungs- 
mäßigen Fortführung der Wirtſchaft, die gewährleiſtet ſein muß, 
nicht entbehrt werden können. 


Ferner wird noch die Möglichkeit beſchränkt, von Landwirten 
die Leiſtung des Offenbarungseides zu erzwingen. Schließlich wer⸗ 
den noch beſondere Schutzvorſchriften für Siedler 
getroffen. 

Die Verordnung wurde erlaſſen, um, wie es im 81 heißt, die 
zur Geſundung der deutſchen Landwirtſchaft eingeleiteten Maß⸗ 
nahmen auch den Inhabern und Gläubigern der Betriebe 
zugute kommen zu laffen, deren Beſtand durch Swangsvollſtreckungs⸗ 
maßnahmen gefährdet iſt. . C. 


Genfer Schachzüge 

In der zweiten Hälfte des Monats Februar haben die Verhand- 
lungen der Abrüſtungskonferenz einen recht bezeichnenden Gang ge⸗ 
nommen. Der Hauptausſchuß hat fih mit dem ſogenannten fran- 
zöſiſchen Konſtruktivplan befaßt auf Grund eines von franzöſiſcher 
Seite ſtammenden Reſolutionsantrags, der darauf zielte, eine prin- 
zipielle Entſcheidung im Sinne der franzöſiſchen Wünſche auf Der- 
einheitlichung der europäiſchen Heeresſyſteme herbeizuführen und 
diefe Frage nachher dem ſogenannten Effektivkomitee der Abrüftungs- 
konferenz zu überweiſen. Die von den Franzoſen dabei verfolgte 
Abſicht war, eine Entſcheidung der Konferenz über die Frage der 
Perſonalbeſtände und der künftigen Heeresorganiſation in Europa 
herbeizuführen, bevor über die Frage der qualitativen Abrüſtung, 
d. h. der Beſeitigung beſtimmter Waffen entſchieden würde. Der 
deutſche Vertreter hat demgegenüber betont, daß es für die Bemeſſung 
des Offenſivcharakters einer Armee nicht jo ſehr auf die Heeres- 
organiſation, d. h. beſonders auf die Länge der Dienſtzeit ankomme, 
als vielmehr darauf, über welche Waffen dieſe Armee verfüge, und 
daß deshalb die Frage der qualitativen Abrüſtung zunächſt be⸗ 
handelt werden müſſe. Zum Derftändnis der Debatte, die fich über 
dieſen deutſch⸗franzöſiſchen Gegenſatz entwickelte, iſt noch beſonders 
darauf hinzuweiſen, daß die franzöſiſche Abſicht offenbar dahin 
geht, die Berufsarmee mit langer Dienſtzeit, die Deutſchland in der 
Reichswehr beſitzt, zu beſeitigen. In ihr ſehen die Franzoſen etwas 
beſonders Bedrohliches oder zum mindeſten tun ſie ſo. Sie möchten 
dieſes zwar kleine und nur ungenügend bewaffnete, aber ſchlag⸗ 
kräftige militäriſche Inſtrument, über das Deutſchland verfügt, 
möglichſt raſch beſeitigen. Auf ſolche Pläne kann fih Deutſchland 
natürlich nicht einlaſſen, denn dadurch würde feine nationale Sicher- 
heit noch geringer werden, als fie an fih ſchon ift. Der Haupt- 
ausſchuß der Abrüſtungskonferenz hat ſich allerdings überwiegend 
auf den franzöſiſchen Standpunkt geſtellt, wobei jedoch zu berück⸗ 
ſichtigen iſt, daß Italien, Rußland und Deutſchland ſich gegen den 
franzöſiſchen Refolutionsentwurf ausſprachen, der nur mit Hilfe einer 
größeren Anzahl Stimmen aus meiſt recht unbedeutenden überjee- 
iſchen Ländern durchdrang. Die Frage der qualitativen Abrüſtung 
iſt auf ſpäter verſchoben worden. l 

Ähnliches wie im Hauptausfhuß der Abrüſtungskonferenz hat 
fih im Luftausſchuß bzw. in einem aus ihm gebildeten Komitee 
vollzogen. Hier handelte es fih um die Frage, ob zunächſt die von 
den Franzoſen angeregte Internationaliſierung der Zivilluftfahrt 
oder das Verbot der Militärluftfahrt zur Verhandlung geſtellt werden 
ſoll. Die Franzoſen haben die Internationaliſierung der Zivilluft- 
fahrt vorgeſchlagen in der Abſicht, zunächſt die Aufmerkſamkeit von 
der tatſächlichen Abrüſtung in der Luft auf ein Gebiet abzulenken, 
auf dem Deutſchland, das eine ſtarke und noch ſehr entwicklungs⸗ 
fähige Zivilluftfahrt beſitzt, etwas zu verlieren hat. Auch hier ſtellte 
ſich die Mehrheit des Ausſchuſſes auf die franzöſiſche Seite, ſo daß 
zunächſt über die Internationaliſierung beraten werden ſoll. Dieſe 
Entſcheidung ift ebenſowenig tragiſch zu nehmen wie die des Haupt⸗ 
ausſchuſſes über die Bevorzugung der Effektivfrage gegenüber der 
qualitativen Abrüſtung, denn alle Entſcheidungen der Abrüſtungs⸗ 
konferenz find von der ſpäteren Zuftimmung ſämtlicher Teilnehmer 
abhängig, wenn ſie in Kraft treten ſollen. Außerdem geſchieht die 
Suſtimmung oder Ablehnung zu Teilproblemen jeweils und aus- 
drücklich unter dem Vorbehalt der Entſcheidung über alle anderen 
Fragen. Aber bezeichnend für den geringen Abrüſtungswillen und 
für die nach wie vor ſehr einflußreiche Stellung Frankreichs in Genf 
find die beiden Abſtimmungen im Hauptausſchuß und im Luft- 
ausſchuß der Konferenz immerhin. 


Die Deutſche Luft⸗hanſa im Kriſenjahr 1932 


Über die Flug- und Beförderungsergebniſſe der Deutſchen Luft 
Hanfa liegen jetzt genaue Zahlen vor. Danach ift die Flugleiſtung 
im planmäßigen Verkehr, ausgedrückt in Kilometer, um 11 v. H. 
gegenüber dem Jahr 1931 zurückgegangen. Die angebotene Nutlaft 
weiſt dagegen nur einen Rückgang von 6 v. H. auf, da ein größerer 
Einſatz von großräumigen Flugzeugen ſtattgefunden hat. 
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Auf den vom Reich unterſtützten zwiſchenſtaatlichen und inner⸗ 
deutſchen Fernſtrecken konnte erfreulicherweiſe eine Zunahme der 
Flugleiſtung gegenüber 1951 erzielt werden. Dieſer Zunahme um 
250 000 km ſteht freilich ein Rückgang von 600 000 km auf den 
mit Länder- und Kommunalbeihilfen unterſtützten regionalen Linien 
gegenüber, jo daß im geſamten gemiſchten Verkehr (Perſonen⸗, Poft- 


und Luftexpreßbeförderung) eine Verminderung der Flugleiſtung 


um mehr als 550 000 km, d. h. um etwa 5 v. H. gegen 1951 ein⸗ 
getreten iſt. 5 


Der Paſſagierverkehr zeigt trotz der verringerten Flugleiſtung 
ſteigende Tendenz. Im Jahre 1952 wurden insgeſamt 86 578 Flug⸗ 
gäſte befördert, gegenüber 82 998 im Jahre 1951 und 76 894 im 
Jahre 1950. Die Beförderungsleiſtung, ausgedrückt in Perſonen⸗ 
Kilometer, hat fih fogar um 20 v. H. gegen 1950 und um 11 v. H. 
gegen 1951 erhöht. Ahnliche Tendenzen zeigt auch der Gepäck⸗ 
verkehr. Hier beträgt die Steigerung gegen 1951 15 v. . In der 
Beförderung hochwertiger und eiliger Waren trat dagegen ein Rit- 
ſchlag ein. Derurfacht wurde dieſer Rückgang, der ungefähr 15 v. Å. 
ausmacht, durch die Droſſelung des zwiſchenſtaatlichen Güter⸗ 
austaufches infolge der hohen Zollmauern. Am meiſten betroffen 
wurde durch dieſe Einbußen der Luftexpreßdienſt nach England, 
Frankreich und den ſkandinaviſchen Ländern. In den Herbſtmonaten 
trat eine Beförderungszunahme ein, die prozentual das Ausmaß 
des Vorjahres zum Teil weit übertraf. Leicht zurückgegangen iſt 
auch der Luftpoſtverkehr (1951: 365 516 kg, 1952: 354 161 kg), 
doch wird von dieſem Rückgang weniger die Briefbeförderung be- 
troffen als der Luftpaket⸗ und Seitungsverkehr. Auf den von der 
Deutſchen Poſtverwaltung eingerichteten Nachtpoſtlinien hat fich 
fogar die duͤrchſchnittlich beförderte Poſtmenge gegenüber den Por- 
jahren erhöht! Die Ausnutzung der im Streckendienſt eingeſetzten 
Flugzeuge durch zahlende Nutzlaſt konnte im Jahre 1952 weiter ge⸗ 


ſteigert werden. Sie betrug im Jahre 1950: 55,9 v. H.; 1931: 
58 v. H.; 1952: 42,5 v. H. 
Das Inſtrumentenweſen, Flugfunk⸗ und Peildienſt konnten 


weiter vervollkommnet werden. Die Folge war, daß die Regel- 
mäßigkeit und Pünktlichkeit des Streckendienſtes weſentlich ver⸗ 
beſſert werden konnte. Die Regelmäßigkeit betrug: 


19⁵⁰ 90,0 v. H. 
1951 95,0 „ 
1932 96,7 [23 


Dabei ift erwähnenswert, daß die Regelmäßigkeit gerade in den 
meteorologifch ungünſtigen Monaten am ſtärkſten geſtiegen ift. 


verſtärkte Golöͤproduktion der Welt 


Die Goldproduftion ift im letzten Jahr ſtark angeſtiegen. 
Während ſie im Jahre 1951 noch 670 000 Kilogramm betrug, hat 
das Jahr 1952 eine Steigerung von über zehn vom Hundert auf 
rund 245 000 Kilogramm gebracht. Und dabei iſt in dieſer Ge⸗ 
famtzahl die ruſſiſche Produktion nur mit 50 000 Kilogramm ent⸗ 
halten, während ſie von der ruſſiſchen Regierung ſelber mit 59 000 
bis 60 000 angegeben wird. Im einzelnen ergibt ſich die ſtarke 
Zunahme der Goldförderung aus folgenden Zahlen: 


Handbuch für den freiwilligen Arbeitsdienſt mit Erläuterungen. 
Don Dr. L. v. Funcke, Oberregierungsrat beim Keichskommiſſar 
für den freiwilligen Arbeitsdienſt. Dritte, völlig umgearbeitete 
n Carl Heymanns Verlag, Berlin 1955. 156 S. Preis: 
4 } 


Das Handbuch verdient weiteſte Beachtung. Der Derfaffer hat 
an Aufbau und Formung des freiwilligen Arbeitsdienſtes von An⸗ 
fang an mitgewirkt, ift mit dieſem Hilfswerk zugunſten der jungen 
deutſchen Generation gleichſam verwachſen. Ausgezeichnete Sach⸗ 
kenntnis und Einblick in die inneren Zuſammenhänge der geſamten 
weitſchichtigen Rechtsmaterie beſtimmen den beſonderen Wert feines 
Handbuches. Die vorliegende neue Auflage bietet zunächſt eine 
knappgefaßte Einführung in Geſchichte, Begriff, Förderungsſyſtem 
und Derfahren des freiwilligen Arbeitsdienſtes. Anſchließend werden 
die einſchlägigen Geſetzestexte wiedergegeben und in klarer überſicht⸗ 
licher Form erläutert. Dabei werden auch die Linien aufgedeckt, die 
für die weitere Entwicklung des Arbeitsdienſtgedankens richtung⸗ 
gebend ſind; auch das Notwerk der deutſchen Jugend findet Berück⸗ 
ſichtigung. Im Anhang gelangen die zahlreichen Rundſchreiben des 
Keichskommiſſars für den Freiwilligen Arbeitsdienſt zum Abdruck, 
die den geſetzlichen Rahmen mit praktiſchen Anweiſungen ausgefüllt 
haben. Im ganzen geſehen: ein Handbuch, das für jeden an der 
Durchführung und Geſtaltung des Arbeitsdienſtes Intereſſierten von 
großem Nutzen iſt. 
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Blick in die Bücher 


1932 1951 
Vereinigte Staaten 27 995 kg | 74520 kg 
Haan ee 95 092 kg 83 789 kg 
NaN / ee 359 356 kg | 338 181 kg 
Weltproduktion 743 290 kg | 667 500 kg 


Man kann die gejteigerte Goldproduktion damit in Zufammen- 
hang bringen, daß mit Ausnahme der Vereinigten Staaten faſt alle 
Gold produzierenden Länder vom ar re heruntergegangen 
find und für fie jetzt ein ſtarker Anreiz beiteht, das edle und koſtbare 


Metall ans Tageslicht zu fördern. An manchen Stellen ift denn 
auch ſchon ein regelrechtes Goldfieber ausgebrochen. Die Londoner 
und mit ihr im Gefolge die Johannesburger Börſe verzeichnet ſeit 
dem Dezember vorigen Jahres eine Steigerung der Goldminenkurſe 
auf das Doppelte und darüber hinaus. Überall in Chile und Dene- 
zuela wird nach Gold geſucht, in Korea ſcheinen die Japaner Gold- 
minen entdeckt zu haben. Die Engländer haben ein den Negern 
reſerviertes Territorium in Kenya den Weißen zur Goldſuche frei- 
gegeben. Mit dem Verfall der Preiſe und Löhne ift das Graben 
nach Gold wieder ein lockendes Geſchäft geworden. So kann man 
für das Jahr 1955 eine noch größere Goldproduktion erwarten, die 
wertmäßig auf über zwei Milliarden Mark veranſchlagt wird. 


Deutſcher ESiſenguß. In dem Aufſatz „Deutſcher Eiſenguß“ 
wurde auf S. 26 dieſer Seitſchrift eine Plakette, die Aula aca- 
demica der Bergakademie Clausthal darſtellend, als ein Erzeugnis 
des Lauchhammer Bildguſſes abgebildet und beſchrieben. Dieſe 
Herfunftsbezeihnung beruhte auf einem Irrtum. Die genannte 
Plakette ift vom Eiſenhüttenwerk Thale A.⸗G. in Thale am Harz 
hergejtellt worden. 


ABC. des freiwilligen Arbeitsdienſtes. Mit allen grundlegenden 
Verordnungen, Aus⸗ und Durchführungsvorſchriften ſowie den 
amtlichen Vordrucken. Herausgegeben von Arbeits amts⸗ 
direktor Dr. g. Boening. 174 S. — Loſe⸗Blatt⸗Ausgabe. 
Preis 6,80 RM. Derlag Reimar Hobbing, Berlin SW 11. 1933. 

Das Buch kommt den Bedürfniſſen der Praxis in hohem Grade 
entgegen; es bedeutet einen Wegweiſer durch ein ſchwieriges Rechts ⸗ 
gebiet. Im erſten Teil gelangt die weitſchichtige Materie der recht⸗ 
lichen und verwaltungsmäßigen Regelung des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes in überſichtlicher Form ſyſtematiſch zur Darſtellung. Nach 

Stichworten geordnet, wird über alle Einzelfragen klar und ein⸗ 

prägſam Auskunft gegeben. Der zweite Teil bringt die wichtigſten 

Geſetzesteile, Verordnungen und Erlaſſe, die die rechtlichen Grund- 

lagen des freiwilligen Arbeitsdienſtes bilden. Geſetzliche Neu⸗ 

erſcheinungen dieſer Art ſollen dann ſpäter in Form von Er⸗ 
gänzungsblättern nachgeliefert werden. Im Anhang ſchließlich 
wird eine Sammlung von amtlichen Vordrucken geboten, ange- 
fangen vom Antrag auf Förderung einer Arbeit im freiwilligen 

Arbeitsdienſt bis zu der ſtatiſtiſchen Meldung über eine in der 

Ausführung begriffene Maßnahme des freiwilligen Arbeitsdienſtes 

an den Bezirkskommiſſar. 

Arbeitsdienſtwilligen, Verbänden, Gemeinden — jedem der fich 
praktiſch mit dem freiwilligen Arbeitsdienſt zu beſchäftigen hat, 
wird dieſes Buch wertvolle Dienſte leiſten. 


Der Heimatdienft 
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Wehrhafte Jugend. Bearbeitet von Major a. D. Sachs u. Dr. Mews, 

Eſſen. Herausgegeben vom Preuß. Landes⸗Urieger⸗Verband. 

‚. Unter dieſem Titel läßt der Pr. L.⸗Ar.⸗Verb. eine Schriften⸗ 
reihe erſcheinen, von der zur Seit zwei kleine Bücher vorliegen: 
ein Arbeitsplan für die Kyffh.-Jug.-Gr. (bearbeitet von 
Major a. D. Sachs, Eſſen), 1952 (Preis: 50 Pf.) und Was mußt 
Du von der Geſchichte Deines Vaterlandes wifjen? 
(bearbeitet von Major a. D. Sachs und Dr. Mews, Effen), 1952 
(Preis: 50 Pf,). 

Auf langjähriger Erfahrung auf diefem Gebiete aufbauend gibt 
der Derfaffer in dem Band I einen bis ins einzelne durch⸗ 
gearbeiteten Plan für die körperliche und geiftige Wehrhaftmachung 


der Jugend. In einer Zeit, die ſich der Sorge um den Nachwuchs 


der Nation bewußt wird, in der die Jugend nicht mehr wie früher 
ihrer Wehrpflicht nachkommen kann, dürfte ſolch Werkzeug für die 
jo notwendige Kleinarbeit in der Erziehung der ſchulentlaſſenen 
Jugend ſehr willkommen ſein. 

Band 2 bietet in kürzeſter Faſſung eine Führung 
durch die vaterländiſche Geſchichte. Dieſe Führung 
weiſt nicht nur auf Grund objektiver Geſchichtserkenntnis auf das 
rein äußerliche Geſchehen hin, fie ſpürt auch den wirkenden Kräften 
und Geſetzen der deutſchen Schickſalsgeſtaltung nach. Das Wiſſen 
um den geſchichtlichen Werdegang Deutſchlands wird feſt unterbaut 
durch die beſonders gebotene Geſchichtszahlentabelle. Beſonders 
begrüßenswert iſt die im Teil II gebrachte Widerlegung der Kriegs- 
ſchuldlüge. Ein außerordentlich wertvolles Rüſtzeug wird damit 
jedem Kämpfer für des deutſchen Volkes Recht und Ehre geboten. 
Für Schulungsarbeit iſt ein Frage⸗ und Antwortſpiel angefügt, 
das als Maßſtab für Leiſtungsforderungen vorzüglich geeignet ſein 
dürfte. Kartenſkizzen über den Verlauf der Fronten im Welt- 
kriege und über Deutſchlands Grenzen auf Grund des Derfailler 
Diktats erhöhen den Wert dieſes Büchleins, das allen Volksſchichten 
als Wegweiſer und Helfer dienen möchte. 


Schlote rauchen im Urwald! Gefährdetes Europa! Don Dr.-Ing. 
Georg Sinner. Stuttgart 1952. Verlag Strecker & Schröder. 
Kart. 2,80 RM., Leinen 4 RM. 

Das eindringlichſte Beiſpiel für das, was geſchieht, wenn Schlote 
im Urwald rauchen, haben wir längſt vergeſſen, weil es fmen 
ſiegreich in die Geſchichte eingegangen iſt. Immerhin ſei daran 
erinnert, daß das von europäiſchem Erfindungsgeiſt in den an Berg⸗ 
bau und Schwerinduſtrie reichſten Staat der USA. umgewandelte 
„Waldland des Herrn Penn“, Pennjylvanien, zum Kernland der 
ehemaligen Kolonie gehört, die heute ein wirtſchaftlich autarker 
Erdteil iſt. 

Selbſtverſtändlich weiſt der aus vielen eigenen Weltreiſen 
ſchöpfende Verfaſſer ausführlichſt auf die rieſigen Wirtſchaftsquellen 
des neuzeitlichen Verkehrs und die lebensgefährlichen Erſchütte⸗ 
rungen Europas durch das „Umpflügen der Urwälder mit Traf- 
toren“ hin. 

„Die jungen Agrarländer ſind induſtrielle Selbſtverſorger ge⸗ 
worden“, „Die Neue Welt löſt die Alte in der Metallgewinnung 
ab“, „Die Spinnereien und Webereien wandern zurück zum Baum⸗ 
wollfeld“, „Der Farbige hat die Technik erlernt“, „Der Weltverkehr 
ſchaltet Europa aus“. Solche Sätze, teils wörtlich, teils dem Sinne 
nach dem Werke entnommen, geben zu denken und verdichten ſich 
mit Recht zu dem Ruf: „Europas Wirtſchaft (und nicht ſeine 


Wirtſchaft allein!) ift durch die jungen Überſee⸗Induſtrieländer 
aufs höchſte gefährdet!“ 

Wie abhelfen? Mit allen, die das Chaos eines Waffengangs 
der 50er Jahre unſeres techniſchen Jahrhunderts vermieden wiſſen 
wollen, verweiſt Sinner auf den einzigen Ausweg der Vernunft: 
Leben und leben laſſen! Neue Arbeitsteilung 
unter allen in Frage kommenden Wirtſchaftsgebieten! Wird die 
Weltwirtſchaftskonferenz dieſe Löſung bringend Wer 
wiſſen will, um was es dort gehen wird, muß dieſes Buch ge⸗ 
leſen haben! Dr. Fritz Helbig, Bayreuth. 


Bücherei des Ar⸗ 


Johannes Schumann: Spatenjungens! 
Ber⸗ 


beitsdienſtes, Band J. Verlagsanſtalt Otto Stollberg, 
lin SW 11. 64 S. Preis: 1,20 AM. 

Eine Bücherei des Arbeitsdienſtes ins Leben zu rufen, iſt aufs 
wärmſte zu begrüßen. Sollen die Siele des Arbeitsdienſtes nicht 
nur auf wirtſchaftlichem und ſozialem, ſondern auch auf volks- 
erzieheriſchem Gebiet erreicht werden, bedarf es nicht zuletzt einer 
gemeinſamen ſinnvollen „Freizeitgeſtaltung“ in den Arbeitsdienſt⸗ 
lagern, die durch geeignete Bildungsmittel, insbeſondere durch 
Schrifttum, Bilder, Karten uſw., angeregt und gefördert werden 
muß. Dieſer geiſtigen Förderung in überparteilichem ſtaatspoli⸗ 
tiſchem Sinne widmet fih unter anderem auch die Neichszentrale 
für Heimatdienſt. Dem beſonderen Zwecke des freiwilligen Arbeits- 
dienſtes foll ebenfalls diefe neue Schriftenreihe der Derlagsanitalt 
Otto Stollberg dienen, deſſen erſter Band vorliegt. In Wort und 
Bild wird eine lebendige, begeiſterte Schilderung der Arbeit und 
der Kameradſchaft im Lager geboten und vom Sinn und Wert des 
Arbeitsdienſtes berichtet. Die kleine Schrift wird Lagerführern, 
Arbeitsdienſtwilligen und Freunden des Arbeitsdienſtes willkommene 
Lektüre bieten. 


Hochrhein und Hobenwald. Jahresheft 1952 des Landesvereins 
„Badiſche Heimat“, herausgegeben von Hermann Eris 
Buſſe, Freiburg i. Br. 288 S. 220 Abb. Verlag Haus 
„Badiſche Heimat“, Karlsruhe. 

Das Jahresheft 1952 des Landesvereins Badiſche Heimat 
„Hochrhein und Hotzenwald“ ift diesmal einer Landſchaft 
gewidmet, die wenig bekannt iſt, aber eine Fülle eigenartiger 
Schönheiten aufweiſt. Dieſes Land, am Südgiebel des Schwarz- 
waldes, den der Rhein rauſchend umſtrömt, ift eine Hochebenen⸗ 
landſchaft. Die Wälder find tief und dunkel, die Rücken des Hoth- 
landes ragen nicht ſelten waldlos über ſie hinaus. 

Dieſes Land iſt wertvoll und koſtbar als Landſchaft, als 
Alemannenheimat, als Geneſungsort für Uranke und Raſtloſe. 
Höchenſchwand, der höchſte Kurort, hat nie Nebel, viel Sonne, klare, 
reine Luft und eine überwältigend reiche Sicht in das Firnenland 
der Alpen und in die nahe dunkle ozonatmende Tiefe der Wälder. 
Das Volk am Webſtuhl und im Wald ift fo arm wie ſtolz, fo 
heroriſch wie gaſtfrei. 

über alle Fragen der Landſchafts⸗ und Volkstumskunde, der 
Geſchichte und der Kunſt des Hochrheins und Hotzenwaldes gibt 
das Werk beſte Auskunft. Sorgfältig wurden die Bildbeigaben 
ausgewählt, feltene Aufnahmen von Land, Siedlung, Volk. Sicher⸗ 
lich findet die neue Jahresgabe die verdiente Wertſchätzung und 
gewinnt der „Badiſchen Heimat“ neue Freunde. 


Wildpferde im Merfeſder Bruh 


Ein Naturſchutzgebiet von beſonderem Reiz birgt das Merfelder 
Bruch, das weitab vom Lärm des weſtfäliſchen Induſtriebezirkes, 
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Motiv aus Dülmen 


nordwärts von Dülmen, liegt, eingebettet in eine großartige Heide- 
landſchaft. Dörfer fehlen hier ganz. Nur dann und wann begegnet 
man einem einſamen Bauerngehöft. 

üppiger Kiefernwald wechſelt ab mit Heideflächen und Wieſen. 
Dazwiſchen Wacholderſträucher von oft unwahrſcheinlicher Größe. 
Daneben Erlen- und Faulbaumgeſtrüpp mit vollſtändigem Urwald- 
charakter. 

Hier war 
es, wo der Her⸗ 
zog von Croy 
auf Schloß Dül⸗ 
men um die 
Mitte des ver⸗ 
gangenen Jahr⸗ 
hunderts die 
erſte Pferdefop- 
pel anlegen ließ. 
Sie wurde zu⸗ 
nächſt mit et- 
wa 20 halb- 
wilden Pferden 


Einſames Gehöft am Nande der Heide 
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Der ee 


beſetzt, die bis 
dahin in einer 
weit größeren 
Herde das Mer⸗ 
felder Bruch in 
voller Freiheit 
und ohne Be⸗ 
ſchränkung im 
Raum durchſtrei⸗ 
fen konnten. 
Jahrhunderte⸗ 
lang waren hier 
ſchon die Wild⸗ 
pferde heimiſch. 


Bereits im Jahre 1516 wird der Wildpferde des Merfelder Bruches 
urkundlich Erwähnung getan. Aber ſicherlich waren ſie ſchon vorher 


dort vorhanden. 


Cäſar und Tacitus berichten bereits von ihnen. 


Sie urteilen allerdings nicht gerade ſehr günſtig über Germaniens 
Wildpferde. Die Tiere ſeien klein und unanſehnlich, jedoch muskulös, 
Dieſelben charakteriſtiſchen Merkmale ihrer 
Vorfahren zeigen auch heute noch die Merfelder Wildpferde, wenn⸗ 
gleich die Figur durch Paarung mit gutgebauten Ponyhengiten aus 
zahmer Zucht bedeutend verbeſſert wurde. 
daraus hervor, daß bei der jährlich einmal ſtattfindenden Verſteige⸗ 
rung der Junghengſte recht anſehnliche Preiſe für die doch immerhin 
kleinen Pferde erzielt werden. Aber mit der Verbeſſerung der Figur 


ausdauernd und zähe. 


Merfelder Wildpferde 


Das geht auch ſchon 


mag auch eine 
Leiſtungsſteige. : 
rung Hand in 
Hand gegangen 


fein. 
Und in der 
Tat iſt die 


Nachfrage nach 
Merfelder Wild⸗ 
pferden groß. 
Die Tiere laſ⸗ 
ſen ſich unſchwer 
zähmen und 
ergeben dann 


leiſtungsfähige Gebrauchspferde, die genügſam und nahezu unver⸗ 


wüſtlich ſind. 


traben fie in leichtem Geſchirr vor der Kutfce. 

Hart iſt das Leben der Pferde im Bruch, die Sommer und 
Winter und Tag und Nacht in der Wildbahn haufen. 
bruch kommen die Fohlen zur Welt. 


Sie ziehen geduldig den Pflug und am Sonntag 


Im Erlen⸗ 


Kein Menſch leiſtet Hilfe. 


Wildpferdſtute aus dem Merfelder Bruch 
Nur ganz feſte Naturen bleiben am Leben. Der Nachwuchs iſt daher 


auch kerngeſund. 


Weit über 150 Pferde tummeln fih heute im Merfelder Bruch. 
Die Herde wächſt ſtändig und mit ihr der Umfang der Wildbahn. 


Schon ſind faſt 
1000 Morgen 
umzäumt. 

Die Herzöge 
von Croy ha⸗ 
ben bis zur 
Gegenwart die⸗ 
ſes einzigartige 

Naturſchutz⸗ 
gebiet mit 
großer Liebe er⸗ 
halten und be⸗ 

treut. 
Ulrich Scholz, 

Berlin. 


Merfelder Mutterſtute 


Reiner Atem: LDA OX- ULTRA 
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kart. 4 RM. Hiſtoriſch⸗ 
5 8 Verlag G. m. 
H Berlin, 
ne 


1 Boto 3 Jah 
richte oto en 
Behalte über Sicher eit 
und Abrüſtung. 168 
1933. Drei Masken Ver⸗ 
lag A.⸗G., Berlin. 


S. band 


Auslanddeutſcher Jahr⸗ 
weiſer für Schule und Haus 
1933. Preis: 15 Pf. Aus- 
landdeutſchtum im Unter⸗ 
richt, Dresden⸗A. 1. 


Briefe an Maſaryk. re 
Viator Secundus. 212 
Preis 3 RM. Bürndischer 
Ver e. G. m. b. H., 
Heid berg. 


Das Sofortprogramm 
des Reichskommiſſars für 
Arbeitsbeſchaffung. Erläu⸗ 
tert von Oberreg.⸗Rat Nie⸗ 
metz und Reg.⸗Rat Dr. 
Gellner mit einem ein⸗ 
leitenden Wort des Reichs⸗ 
kommiſſars für Arbeits⸗ 
16090 ng Dr. Dr. Gereke. 

64 S. Preis in Ber 
keinen gebd. 5,40 RM. 
Reimar G98 ing. Berlin 
SW 61. 


EE 
1933. 21. Ausgabe. 451 ©. 
Preis: 90 Pf. 1933. Her- 
ausgegeben vom Reichsder⸗ 

Dir Deutſche Jugend- 
herbergen, 5 btei⸗ 
lung, Hilchenbach i 


Richtlinien 


Was mußt Du von der 
Geſchichte deines Vaterlan⸗ 
des wiſſen? Bearbeitet von 
Major a. D. Sachs und 
Dr. Mews, Eſſen. (Schriften⸗ 
reihe: Wehr afte gend.) 
64 S. Preis: 50 Pf. 1938 
Herausgegeben vom Preu⸗ 
ßiſchen Landes - Krieger - 
Verband, Abt. Kyffhäuſer⸗ 
Jugend, Berlin W 30. 
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Die Jugendherberge. Ein⸗ 
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= Zeitſch ür e 
herbergen und Da 
dern. Preis: 
9 eben vom Reichs, 
verband für Deutſche Ju- 
genbberbengen, Hilchenbach 


wan⸗ 


| der Reichszentrale für Heimatdienſt 


Neu erſchienen: 


Nr. 232 Arbeitsbeſchaffun g 15 Pfg. 


Nr. 233 Das Hilfswerk für die deutſche Jugend 20 Pfg. 


Zu beziehen gegen Voreinſendung des Betrages zuzüglich 
8 Pfg. Druckſachenporto vom 


Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W 35 


die sparsame 
rein deutsche 


| Ein Arbeitsplan für die 
Kyffhäuſer⸗Jugendgruppen. 
Bearbeitet von Major a. D. 
Sachs, Eſſen. (Schriften⸗ 
ze: Wehrhafte . 1385 
52 S. Preis: 50 P 
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Ausla 5 — 
Verlags Aktiengeſe hart, 
Stuttgart. 


Arbeitsbeſchaffung. Eine 
Gemeinſchaftsarbeit, unter 
Mitwirkung zahlreicher 

chleute bearbeitet pt 


ZAHNPASTA 


jo 3 auch Sie das 
in gan ri eutſchland be- 
kannte ne N. Goti- 
(delt, Berlin SW 68, Qin- 
denſtr. 106, mit Bekleidung 
und Heimausſtattung aller 
Art, trotz beſter Qualitäten 
und niedriger Preiſe zu 
den außerordentlich — 
om Zahlungsbedingungen 
„6 Monatsraten, ohne 
. Wer auswärts 
nt, verlange koſtenloſe 
Zuſendung des ſoeben er⸗ 
ae großen 95457 
ahrs⸗Kataloges Nr. 45. 


sie spritzt nicht 
und wird nie hart. 


Rügenwalder 
Wurstwaren 


feinste Qualität, direkt zu 
Fabrikpr. Probesd. m. 5% 
Rab. Postpäckch. enthaltd.: 
3% Piund 7 Fabrik. 5M 
(Porto-u.Verpack. frei) durch 
Postanw. oder Briefmarken, 
Nachnahme 20 Pf. mehr. 


Georg Schmidthals sen. 
Rügenwalde 10 (Ostsee). 


Der neueste Band der 


Weltpolitischen Bücherei 


Band 29 


Hans Banbbecht Ber geh MAXIMILIAN CLAAR 


Reuter, Otto D. Schaefer, 
Werner T. Schaurte 171 S. 
mit 14 Tabellen. 1933. 
Preis: 2 RM. Verlag von 
ag Hobbing, Berlin 


Kabinett Hitler! Her- 
ausgegeben vom Berliner 
Kampfbund für Deutſche 
Kultur. Bearbeitet von 
Hans . und Wulf. 
Bley. S. Oktav, 1 RM. 


Geſchäftliches 
Alnddaadundddaddtiaunuaünmun 


Dem Beamten iſt's nes 
gemacht, die notwendige 

mg an Bek 25 

Heimatausſtat⸗ 

Fin fürs rühjahr vor⸗ 

zunehmen. ie ſeit Jabı- 

zehnten mehr als Hundert- 


tauſend Beamtenfamilien, 


ITALIEN 


104 Seiten mit 13 Zeichnungen 
Preis geb. 3.— RM 


Ein Italienbuch, in dem man 
wirklich alles findet, was heute 
über Italien zu sagen ist 


Verlangen SieSonderprospekte 
der Weltpolitischen Bücherei 


ZENTRALVERLAG G. m. b. H. 
BERLIN W 35, Potsdamer Straße 41 
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Schmalfilm- 
Hilfsarbeiten 


für 16-mm-Schmalifilm 


UMKOPIEREN 
von Normalfilm auf Schmalfilm 


TITEL 
Rolltitel, Schwelltitel, Springtitel, 
Tricktitel 


BILDSCHNITT 
Szeneneinteilung, Nachregie 


ENTREGNEN 
Reinigen, Konservieren 


NEUAUFNAHMEN 
Fehlender Szenen 


FILM-VERLEIH 


Großes Lagerin Schmalfilmgeräten aller 
Art — auch günstige Gelegenheiten! 


Deutscher Schmalfilm-Dienst 


Berlin W 35, Potsdamer Straße 41 
Kurfürst 3056 


Sie wollen 


die Geschehnisse in Österreich und den Nach- 
folgestaaten verstehen, die weltwirtschaftlichen 
und weltpolitischen Auswirkungen der Tages- 
ereignisse, die Zusammenhänge zwischen Politik 
undWirtschaft erkennen, das Gesunde vom Faulen, 
das Bleibende vom Vergänglichen unterscheiden, 
eine Richtschnur für die Bildung eines eigenen 
wohlbegründeten Urteils gewinnen 


„Der Österreichische 
Volkswirt“ 


Herausgeber Walther Federn, Wien, bietet dies 

seinen Lesern. Er erscheint jeden Samstag — 
ist die bestunterrichtete wirtschaftliche Zeitschrift 
der Nachfolgestaaten — unabhängig, umfassend, 
interessant. 


Ein Probeabonnement 


für die Dauer von sechs Wochen kostet nichts 
und verpflichtet zu nichts, wenn der Leser dieser 
Anzeige den Gutschein ausfülltund als Drucksache 
an die „Volkswirt“-Verwaltung, Wien, IX., 
Porzellangasse 27, einsendet. 


Gutschein 
1 Probeabonnement 


\Weirpoutische 


-BÜCHEREI. 


HERAUSGEGEBEN VON Dr. ADOLF GRABOWSKY 
ee TE EEE TESTEN O D e 


vermittelt 


Wissen um wesentliche Zusammen- 


hänge internationaler Politik 


Die Bände der ersten Reihe: 

Bd. 1. A.Grabowsky, Staat und Raum, 112 Seiten 
2 Tabellen. Halbl. 2.70 RM. 

Bd.2. E. Scheu, Deutschlands Wirtschaftsprovinzen 
und Wirtschaftsbezirke, 74. Seiten, 20 Karten. 
Halbl. 2.10 RM. 

Bd.3. O. Maull, Politische Grenzen, 104 Seiten. 
12 Karten. Halbl. 2,70 RM. 

Bd. 4. R. Rungaldier, Österreich, 52 Seiten, 9 Karten, 

HFalbl. 1.50 RM. 

Bd. 5. A. Burchard, Staat und Klima, 80 Seiten, 
10 Karten. Halbl. 2.10 RM. 

Bd.6. F. Thorbecke, Das tropische Afrika, 
75 Seiten, 5 Zeichnungen. Halbl. 2.10 RM. 

Bd.7. W. Pahl, Der Kampf um die Rohstoffe, 
73 Seiten, 16 Zeichnungen. Halbl. 2.10 RM. 

Bd. 8. F. Machatscheck, Die Tschechoslowakei, 
80 Seiten, 5 Karten. Halbl. 2.10 RM. 

Bd. 9. M. Eckert, Meer und Weltwirtschaft, 
80 Seiten, 19 Karten. Halbl. 2.10 RM. 

Bd. 10. J. März, Landmächteund Seemächte, 64Seiten, 
10 Zeichnungen. Halbl. 2.10 RM. 


Die Bände der zweiten Reihe: 

Bd. 11. W. Vogel, Die Entstehung des modernen 
Weltstaatensystems, 101 Seiten, 12 Karten. 
Halbl. 2.70 RM. 

Bd. 12. P. Herre, Spanien und Portugal, 88 Seiten, 
12 Kartenskizzen. Halbl. 2.10 RM. 

Bd. 13. R. Uhden, Völkertore, 58 Seiten, 8 Karten- 
skizzen. Halbl. 2.10 RM. 

Bd. 14. H. v. Glasenapp, Britisch-Indien und Ceylon, 
88 Seiten, 10 Karten. Halbl. 2.70 RM. 

Bd. 15. S. R. Steinmetz, Die Niederlande. 83 Seiten, 
8 Karten. Halbl. 2.70 RM. 

Bd. 16. Th. Arld t, Weltpolitik im Unterricht, 80 Seiten, 
9 Karten. Halbl. 2.70 RM. 

Bd. 17. G. Menz, China, 88 Seiten, 7 Karten. 
Halbl. 2.70 RM. 

Bd. 18. F. Metz, Die Hauptstädte, 112 Seiten, 
18 Karten. Halbl. 2.70 RM. 

Bd. 19, R. Lütgens, Die A.B.C.-Staaten, 112 Seiten, 
22 Karten. Halbl. 2.70 RM, 

Bd. 20. Henning, Weltluftverkehr und Weltluft- 
politik, 68 Seiten, 8 Karten. Halbl. 2.10 RM. 

Die Bände der dritten Reihe: 

Bd. 21. K. Haushofer, Geopolitik der Pan-Ideen, 
95 Seiten, 11 Zeichnungen. 2.70 RM. -> 

Bd. 22. O. Junghann, Die nationale Minderheit, 
76 Seiten, 3 Zeichnungen. 2.10 RM. 

Bd. 23, S. Passarge, Ägypten und der Arabische 
Orient, 70 Seiten, 14 Zeichnungen. 2.40 RM. 

Bd. 24. Hans Kohn, Orient und Okzident, 95 Seiten, 
14 Zeichnungen. 3.— RM. 

Bd. 25. W. Geisler, Australien und Ozeanien. 


Bd. 26. Hesse, Persien, 6 Zeichnungen, 96 BR 
3.— 5 
Bd. 27/8. Schwendemann, Frankreich, 26 Zeich- 


©% 
O nungen, 180 Seiten 5.40 RM. 


8 Bd. 29, Claar, Italien, 105 Seiten, 13 Zeichn. 3. RM. 


Alle Bände sind in Halbleinen gebunden und durch 
jede Buchhandlung auch einzeln zu beziehen. 


Illustrierter Sonderprospekt kostenlos 
.o 
Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W35. 
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Marke: Thüringer Ritter 


Pilaumenmus 
zuckergesüßt, 10 Pfd. Eimer 

—— elen M. 3, — ab hier, Nachnahme. 
anderen Ländern, über 1050 ver- Viele tausende Nachbestell. 
schiedene für nur Mk. 2,95 und Otto Ritter, Pflaumenmus- 


Porto per Nachnahme. ~ Preis- | fabrik, Schkölen i. Thür. 13. 
liste gratis. ~~ R. ROHR, 
Berlin N. 18 Friedrichstraße 131d 


Lesen Sie den 
„Heimat: 
dienst“ 


a GG FE 


Soeben erschienen (Neuauflage): 


WOLFGANG WINDELBAND 


Grundzüge der 
Außenpolitik seit 1871 


108 Seiten — Kartonniert RM 2.40 


Zur ersten Auflage schrieb Prof. H.F. Helmolt: 


„Einen dicken Wälzer mit gelehrtem Apparat 
in die Welt hinauszuschicken, dazu gehört 
außer einigem Capé nur etwas Sitzfleisch. 
Aber die auswärtige Politik Deutschlands in 
den letzten beiden Menschenaltern möglichst 
sachlich, kühl, klar und knapp auf hundert 
Seiten so einprägsam zu schildern, daß so- 
wohl der Kenner wie namentlich der einfache 
Mann ein deutliches Bild von den großen Linien 
erhält und behält, das kann nicht jeder.“ In der 
vorliegenden zweiten Auflage wurde in der Ge- 
samtanlage keine Änderung vorgenommen, je- 
doch wurde naturgemäß das die Zeit seit dem 
Versailler Vertrag behandelnde Kapitel neu . 
gestaltet und sonst die neueren Ereignisse 
eingearbeitet. 


Wie es der Sinn der ganzen Arbeit der Reichszentrale 
für Heimatdienst ist, das deutsche Volk innerlich zu 
verbinden mit dem Staate, so sind die in diesem 
Buche behandelten Zusammenhänge der Außenpo- 
litik eine unentbehrliche Voraussetzung für erfolg- 
reiche Mitarbeit am Wiederaufbau Deutschlands. 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt 


Zentralverlag GmbH., Berlin W35 
Potsdamer Straße 41 


Deuljchem Sthickſal 
an der Saar! 


/ gilt noch das Ringen, in den. 
2 E eutſche Brüder und deutſche Schwe 

ſtern unter einer Fremdherrſchaft 

im Saargebiet ſtehen. 12 Jahre 

nach dem Verſailler Diktat ift fran- 

zöſiſches Beſtreben noch darauf ge⸗ 

richtet, deutſches Land vom 

Deutſchen Reiche zu trene 

j nen! Die Abwehr folien Be- 

ftrebens kann nur gelingen, wenn jeder Deutſche für die 
Deutſcherhaltung des Saargebiets mit einftehtl 
Wer die Wahrheit über das deutſche Saarland und ſein Schickſal 
unter der Fremdherrſchaft wiſſen will, lefe die reich illuſtrierte 


— — — Aufklärungsſchrift — — — 


„Deulſch die Saar immerdar — 


helft die deutiche Saar befreien!“ 


Zu beziehen von der Geſchäftsſtelle „Saar⸗Verein“, Berlin SW II, 
Streſemannſtraße 42, zum Preiſe von 1,50 Mark. Wer fih fortlau⸗ 
fend über die politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe im Saar⸗ 


gebiet orientieren will, leſe die Halbmonatsſchrift 
der Saarvereine 


„Sant Freund“ mit illuftr. Beilage 
„Saarheimatbilder“. 


Abonnementspreis 1,50 Mark vierteljährlich. Beſtellungen nimmt 
jede Poſtanſtalt (Poſtzeitungsliſte Nr. 218) entgegen. — — — — 


Die Geſchäftsſtelle Saar- Verein und der Bund 

der Saarvereine find die einzige Saarheimat- 

Schutzorganiſation im Reiche. Erwerbt die för» 

dernde Mitgliedſchaft und Ihr dient einer 
— — wahrhaft deutſchen Sache! — — 


Anmeldungen und Anfragen ſind an die Geſchäftsſtelle „Saar 
Verein“ Berlin SW 11, Streſemannſtr. 42, zu richten. 


des Bundes 


Die praktische Zeitschrift in Kartothekform: 


KURVEN 


KARTEN 
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IN BILDERN AUS POLITIK, WIRTSCHAFT U, KULTUR 


bringt aktuelles statistisches 


Material in Bildform 
im IV. Jahrgang 


Wissen in konzentrierter, 
einprägsamer Form 


nach einer praktischen Systematik übersichtlich geordnet. 
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Epikarten für Vortrasszwecke in Wirt- 
schaitsverbänden, Unterricht u. Vereinen 


da auf Kunstdruckkarton, Diapositiven gleichwertig. Das 
Zusammenstellen der Vorträge über jedes interessante 
Tagesthema wird durch die Karteianordnung und Beigabe 
eines Textblattes zu jedem Bilde eine leichte Arbeit, die 
vor allem deshalb Vergnügen macht, weil stets das Ma- 
terial, was man braucht, beieinander ist. ; 


Prospekte und Einzelbildverzeichnisse 
kostenlos anfordern 
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